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Erfahrungen aus Behördenansiedlungen in strukturschwachen Regionen 3
Xenia Frei und Remo Nitschke

Durch die Ansiedlung von Behörden und öffentlichen Einrichtungen in strukturschwachen Regionen erhofft sich die Politik, zur 
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse beizutragen. Besonders vom Strukturwandel betroffene Gebiete sollen so durch 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten aufgewertet werden. Die (Neu-)Ansiedlung von Behörden im strukturschwachen Raum 
kann sich allerdings auch auf verwaltungsinterne Aspekte wie die Effizienz der Verwaltung, die Personalgewinnung oder die 
Zufriedenheit der Beschäftigten auswirken. Ein Blick in vier neuangesiedelte bzw. verlagerte Behörden zeigt Chancen und Heraus-
forderungen von Behördenansiedlungen in strukturschwachen Regionen sowie Erfolgsfaktoren für die effiziente und zugleich 
mitarbeiterverträgliche Umsetzung einer Behördenansiedlung auf.

Förderprogramme zur Internationalisierung von Unternehmen: Erfahrungen kleiner und  
mittlerer Unternehmen 8
Stefanie Knoll

Unternehmen in strukturschwachen Regionen in Deutschland können mithilfe der von Bund und Ländern bereitgestellten 
Förderprogramme zur Internationalisierung ihre Ziele erreichen, beklagen jedoch den hohen bürokratischen Aufwand. Dies 
zeigt eine Befragung von kleinen und mittleren Unternehmen. Der Bekanntheitsgrad der bestehenden Förderprogramme ist 
unterschiedlich: viele Unternehmen nehmen einen erheblichen Teil der Förderangebote gar nicht oder nur eingeschränkt wahr. 
Insbesondere betrifft das EU-Angebote. Gewünscht wird zusätzliche Förderung bei der Erschließung von Auslandsmärkten.

Umsetzung der Hilfen für die Flankierung des Kohleausstiegs in der brandenburgischen Lausitz –  
eine Zwischenbilanz 12
Gunther Markwardt, Jan Schnellenbach, Mirko Titze und Stefan Zundel

Die bisherige Vergabe der Hilfen für die Flankierung des Kohleausstiegs in den ostdeutschen Ländern wird zuweilen kritisch 
gesehen, so auch vor kurzem in dieser Zeitschrift. Wesentlicher Kritikpunkt dabei ist, dass die geplanten Projekte zu einem 
erheblichen Teil Maßnahmen unterstützen, die zwar die Lebensbedingungen vor Ort verbessern, aber nur einen geringen Beitrag 
zu einer erfolgreichen Strukturentwicklung leisten. Dieser Beitrag gibt einen detaillierten Einblick in die Mittelvergabe in der 
brandenburgischen Lausitz. Die wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger orientieren sich bei der Mittelvergabe an den im 
Investitionsgesetz Kohleregionen und im Lausitzprogramm 2038 verankerten Leitbildern. Das wichtigste Kriterium für die Aus-
wahl der Projekte ist ihre Strukturwirksamkeit, welche die Bewilligungsbehörden des Landes in einem mehrstufigen Prozess 
eingehend evaluieren. Die empirische Bestandsaufnahme zeigt, dass die Mehrzahl der Projekte in der brandenburgischen Lausitz 
auf die Förderbereiche „wirtschaftsnahe Infrastruktur“ und „Infrastrukturen für Bildung und Forschung“ entfallen, diese Bereiche 
überproportional mit finanziellen Mitteln untersetzt sind und sich überwiegend in den kernbetroffenen Gemeinden finden.
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Gesamtwirtschaftliche ifo Kapazitätsauslastungen für die deutschen Bundesländer 19
Robert Lehmann, Stefan Sauer, Klaus Wohlrabe und Timo Wollmershäuser

Konjunkturelle Analysen auf der Ebene der deutschen Bundesländer sind aufgrund des Fehlens zentraler Konjunkturindikatoren 
nur eingeschränkt bis gar nicht möglich. In diesem Beitrag präsentieren wir eine gesamtwirtschaftliche ifo Kapazitätsauslastung 
für die Bundesländer und erweitern damit die regionale Datenbasis in Deutschland. Daraus lassen sich zwei zentrale Erkenntnisse 
gewinnen. Erstens unterscheiden sich die konjunkturellen Entwicklungen in den einzelnen Bundesländern teilweise erheblich. 
Zweitens zeigt sich ein hoher Gleichlauf zwischen der ifo Kapazitätsauslastung und einer geschätzten Produktionslücke auf der 
Ebene der Bundesländer. Da die ifo Daten keinen nennenswerten Revisionen unterliegen, könnte der neue Indikator auch für eine 
zeitnahe und einfach nachvollziehbare Berechnung der strukturellen Finanzierungssalden der Bundesländer herangezogen werden.

AKTUELLER KOmmENTAR

Was ist die ostdeutsche Transformationserfahrung heute noch wert? 26
Joachim Ragnitz

Oft wird kritisiert, dass die von den Ostdeutschen während und nach der Wiedervereinigung erworbene „Transformationskompe-
tenz“ in der heutigen politischen und gesellschaftlichen Realität Deutschlands zu wenig Beachtung findet. Es spricht allerdings 
wenig für die Vermutung, dass die Transformationserfahrungen der Wendezeit heute noch so weit tragen, dass Ostdeutschland 
besonders prädestiniert dafür sei, die anstehenden Herausforderungen beispielsweise aus dem Klimawandel oder der demo-
graphischen Entwicklung besser zu bewältigen als andere Regionen in Deutschland.

Im BLICKPUNKT

Subjektiver sozioökonomischer Status und Lebenszufriedenheit 29
Lucia Stieler

Dieser Beitrag untersucht den Zusammenhang zwischen dem subjektiven sozioökonomischen Status und der allgemeinen 
Lebenszufriedenheit. Vorangegangene Studien zeigen, dass Personen mit überdurchschnittlichem Einkommen und höherem 
sozioökonomischen Status zufriedener sind. Bei der Selbsteinschätzung des sozioökonomischen Status bestehen jedoch sys-
tematische Verzerrungen mit Tendenz zur Mitte. Dies bedeutet eine Divergenz zwischen subjektivem und objektivem Status. 
Mittels einer Regressionsanalyse wird gezeigt, dass eine signifikante Korrelation zwischen dem subjektiven sozioökonomischen 
Status und der Zufriedenheit besteht. Dieses Ergebnis bleibt bestehen, wenn für das Haushaltseinkommen kontrolliert wird.
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Xenia Frei und Remo Nitschke*

Erfahrungen aus Behördenansiedlungen in 
strukturschwachen Regionen

Durch die Ansiedlung von Behörden und öffentlichen Einrichtungen in strukturschwachen Regionen er
hofft sich die Politik, zur Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse beizutragen. Besonders vom 
Strukturwandel betroffene Gebiete sollen so durch neue Beschäftigungsmöglichkeiten aufgewertet werden. 
Die (Neu)Ansiedlung von Behörden im strukturschwachen Raum kann sich allerdings auch auf verwal
tungsinterne Aspekte wie die Effizienz der Verwaltung, die Personalgewinnung oder die Zufriedenheit der 
Beschäftigten auswirken. Ein Blick in vier neuangesiedelte bzw. verlagerte Behörden zeigt Chancen und 
Herausforderungen von Behördenansiedlungen in strukturschwachen Regionen sowie Erfolgsfaktoren 
für die effiziente und zugleich mitarbeiterverträgliche Umsetzung einer Behördenansiedlung auf.

Bundeseinrichtungen sind bislang nur selten in ländlichen Re-
gio nen angesiedelt (vgl. hierzu Abb. 1). Die Dezentralisierung 
von Bundesbehörden findet auch im Koalitionsvertrag der 
neuen Bundesregierung Erwähnung. Demnach sollen neue 
oder zu erweiternde Bundes- sowie Forschungseinrichtungen 
verstärkt in strukturschwachen Regionen angesiedelt werden 
(SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 2021). Auch im Struktur-
stärkungsgesetz für die Kohleregionen ist dieser Aspekt ver-
ankert. Demzufolge sollen in Kohleregionen bis zum Jahr 2028 
bis zu 5 000 Arbeitsplätze in Bundeseinrichtungen neu ge-
schaffen werden (§ 18 InvKG, Absatz 1).

Die empirische Evidenz für den strukturstärkenden Effekt 
von Behörden ist aufgrund von Herausforderungen im For-

schungsdesign und einer begrenzten Datenverfügbarkeit spär-
lich (Frei und Thum 2019). Einige Studien dokumentieren po-
sitive Effekte von Behördenansiedlungen auf die regionale 
Beschäftigung im Dienstleistungssektor, weisen jedoch oft 
auch auf negative Auswirkungen durch Verdrängungseffekte 
für das produzierende Gewerbe hin (vgl. Faggio et al. 2016; 
Becker et al. 2018). In Deutschland fehlt es aktuell an einer 
detaillierten Datenbank zu Beschäftigten von Bundes- und 
Landeseinrichtungen auf Gemeindeebene über einen längeren 
Zeithorizont. Eine solche Datenbank wäre für weiterführende 

Abb. 1
Verteilung von Beschäftigten in Bundeseinrichtungen nach geografischer Lage

Quelle: Deutscher Bundestag – Drucksache 19/18600 (2020). Digitale Geodaten: Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (2021): Verwaltungsgebiete 1:25 000 (Ebenen), 
Stand 01.01. BBSR Bonn 2021. BBSR (2022), Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut
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*  Xenia Frei ist Doktorandin und Remo Nitschke ist Doktorand an der Nieder-
lassung Dresden des ifo Instituts – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung 
an der Universität München e. V.
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Forschung von großer Bedeutung. Vor dem Hintergrund der 
mangelnden empirischen Evidenz untersuchte die Niederlas-
sung Dresden des ifo Instituts in Zusammenarbeit mit dem ifo 
Zentrum für öffentliche Finanzen und politische Ökonomie nun 
im Rahmen des Programms „Region gestalten“, inwieweit Be-
hördenansiedlungen in strukturschwachen Regionen ein geeig-
netes Mittel sind, um den strukturschwachen Raum zu stärken.

Beauftragt wurde das ifo Institut durch das Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR). Im Rahmen des 
Programms Region gestalten setzen das Bundesministerium 
für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB) und 
das Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) Mittel 
für ländliche Räume, speziell für Vorhaben im Bereich der Raum-
ordnung und des gesellschaftlichen Zusammenhalts ein (BULE). 
Fachlich und administrativ wurde die Studie durch das BBSR 
begleitet, das neben dem Transfer in die Praxis auch die Politik 
im Hinblick auf Veränderungen staatlicher Rahmenbedingun-
gen berät.

Der folgende Beitrag stellt einen Auszug aus dieser Studie 
dar (vgl. BBSR 2022). Ziel ist es, basierend auf den Erfahrungen 
aus vier Behördenansiedlungen mögliche Erfolgsfaktoren für 
zukünftige Ansiedlungen zu identifizieren. Hierzu wurden Inter-
views und Befragungen unter Beschäftigten von vier neuan-
gesiedelten bzw. verlagerten Behörden sowie regionalen 
Stakeholder*innen der Zielregionen durchgeführt.

VIER FALLBEISPIELE FÜR BEHÖRDEN IN STRUKTUR
SCHWACHEN REGIONEN

Zur Untersuchung der Fragestellung wurden vier Fallbeispiele 
von Behördenneuansiedlungen bzw. -verlagerungen evaluiert. 
Bei den betrachteten Behörden handelt es sich um 

 das Amt für Ländliche Entwicklung (ALE) Oberpfalz  
in Tirschenreuth,
 das zukünftig in Mühldorf am Inn ansässige ALE 
Oberbayern,
 die Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle (BAFA) in Weißwasser sowie
das Umweltbundesamt (UBA) in Dessau-Roßlau.1

Die vier Fallbeispiele wurden vom Forschungsteam gewählt, 
um eine möglichst große Diversität bezüglich des Zeitpunkts 
der Ansiedlung und des Behördenstandortes zu erreichen. 
Um den strukturellen Unterschieden bei Behördenansiedlun-
gen möglichst gut gerecht zu werden, wurde bei der Auswahl 
der Behörden zudem darauf geachtet, sowohl Bundes- als 
auch Landesbehörden einzubeziehen sowie zwischen neuan-
gesiedelten und verlagerten Behörden zu unterscheiden. Ab-
bildung 2 gibt einen kartografischen Überblick über die Lage 
der vier betrachteten Behördenstandorte.

Das Amt für Ländliche Entwicklung (ALE) Oberpfalz ist eine 
Landesbehörde mit aktuell rund 150 Beschäftigten. Es wurde 
2013 vom ehemaligen Standort Regensburg in die rund 100 km 
entfernte und knapp 9 000 Einwohner*innen (2020) zählende 
Kreisstadt Tirschenreuth verlagert, nachdem der erste Be-
schluss zur Umsiedlung bereits im Jahr 2004 getroffen wurde. 
Die Umsiedlung war mit einem erheblichen Personalumbau 
verbunden. Nur 65 der ursprünglich 135 Beschäftigten ver-
blieben nach dem Umzug in der Behörde. Das ALE Oberbayern 

mit rund 140 Beschäftigten, ebenfalls eine Landesbehörde, soll 
im Jahr 2025 von München in das rund 80 km entfernte und 
gut 20 000 Einwohner*innen starke Mühldorf am Inn verlagert 
werden.2 Die Außenstelle des Bundesamts für Wirtschaft und 
Ausfuhrkontrolle wurde im März 2020 im Rahmen des Struktur-
stärkungsgesetzes am Standort Weißwasser nach nur vier 
Monaten Vorbereitungszeit neugegründet. Im Mai 2021 zählte 
die Bundesbehörde rund 160 Beschäftigte, die überwiegend 
aus der Region stammen. Weißwasser liegt in der Oberlausitz 
nahe der polnischen Grenze, einer stark von der Braunkohle-
förderung geprägten Region, und zählt aktuell gut 15 000 
Einwohner*innen. Das Umweltbundesamt wurde im Jahr 2005 
von Berlin nach Dessau (seit 2007 Dessau-Roßlau) verlagert. 
Dessau-Roßlau ist eine kreisfreie Stadt im Osten Sachsen-
Anhalts mit rund 80 000 Einwohner*innen. Vom Beschluss bis 
zur finalen Verlagerung vergingen 13 Jahre. Mehr als 750 der 
damals 1 300 Beschäftigten wechselten an den neuen Stand-
ort, wobei ein Großteil nach Dessau pendelte. Heute arbeiten 
gut 1 000 der insgesamt 1 600 Beschäftigten am Standort 
Dessau-Roßlau. Weitere Standorte des UBA befinden sich in 
Berlin, Bad Elster (Sachsen), Langen (Hessen) und Salzgitter 
(Niedersachsen).

TEILSTRUKTURIERTE, LEITFADENORIENTIERTE IN
TERVIEWS ZUR EVALUATION VON VIER FALL
BEISPIELEN (NEU)ANGESIEDELTER BEHÖRDEN

Die vier Fallbeispiele von Behördenansiedlungen wurden mit-
hilfe von 34 teilstrukturieren, leitfadenorientierten Interviews 
mit Beschäftigten der vier Behörden sowie mit Stake hol der* 
innen aus den Zielregionen evaluiert. Teilstrukturierte, leitfa-
denorientierte Interviews sind ein Hybrid aus standardisierten 
und narrativen Interviews. Bei dieser Methodik liegt dem Inter-
view zwar ein Leitfaden zugrunde, der relevante Themenblöcke 
festlegt, der konkrete Gesprächsverlauf wird dabei aber mög-
lichst offengehalten und somit ein Kompromiss zwischen in-
haltlicher Tiefe und Vergleichbarkeit geschaffen (Bock 1992). 
Diese Methode stellt sicher, dass alle relevanten Fragestellun-
gen diskutiert werden und die Interviews vergleichbar sind. 
Andererseits schränkt sie die befragten Personen nicht zu stark 
ein und lässt Raum für individuelle Mitteilungsbedürfnisse 
der Befragten. Ziel der Interviews ist es, zu untersuchen, wie 
Ansiedlungen von Behörden und öffentlichen Einrichtungen 
in strukturschwachen Regionen erfolgreich umgesetzt werden 
können. Der Fokus liegt dabei neben „externen“ Auswirkungen 
der Behördenansiedlung auf die betroffene Region vor allem 
auf den „internen“ Auswirkungen auf die betroffene Verwal-
tung und die Beschäftigten. Auf externer Ebene steht die Frage 
im Vordergrund, inwieweit die Behördenansiedlung zu Wohn-
ortverlagerungen geführt hat. Auf interner Ebene zielen die ge-
stellten Fragen unter anderem auf die Bewertung der Qualität 
der Verwaltung, die Personalentwicklung sowie die allgemeine 
Zufriedenheit der betroffenen Beschäftigten ab. Um die Ergeb-
nisse der Interviews zu untermauern und auf eine breitere em-
pirische Basis zu stellen, wurden zusätzliche Onlineumfragen 
unter 652 Beschäftigten aus zwei der betrachteten Behörden 
durchgeführt. Die zentralen Ergebnisse der vier Fallstudien 
werden nun diskutiert.3
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ERGEBNISSE

Die Beschäftigten der vier untersuchten Behörden bewerteten 
die Neuansiedlungen sehr heterogen. Besonders deutlich wer-
den die Unterschiede zwischen Beschäftigten, die aufgrund 
einer Verlagerung ihren Arbeitsort wechselten und jenen, die 
ihr Beschäftigungsverhältnis erst nach einer Verlagerung oder 
Neugründung der Behörde begannen.

Verlagerung und Neugründung

Mitarbeiter*innen, deren Arbeitsplätze im Zuge eines Behörden-
umzugs verlagert wurden, berichten, dass der zeitliche Rahmen 
des Umzugs und die Kommunikation während des Prozesses 
entscheidende Faktoren für den Erfolg bei der Umsetzung 
seien. Geht dem Umzug eine längere Phase der Unsicherheit 
in Verbindung mit mangelnder oder irreführender Kommuni-
kation voraus, so bewerben sich insbesondere Wissens- und 
Leistungsträger*innen in dieser Phase auf andere Stellen. Die 
Folge sind Effizienzverluste in der Behörde.

Wurde der zeitliche Rahmen hingegen klar kommuniziert 
und den Mitarbeiter*innen der Umzug über Telearbeitsplätze 
erleichtert, seien die Effizienzverluste geringer. Allerdings 
können auch ein klar definierter zeitlicher Rahmen und mit-
arbeiterfreundliche Kommunikation den Verlust von Arbeits-
kräften nicht verhindern. Damit Effizienzverluste dennoch re-
duziert werden können, kann eine längere Übergangsphase 
sinnvoll sein, in der Mitarbeiter*innen, die nicht zum Umzug 
bereit sind, am alten Standort auf Telearbeitsplätzen arbeiten.

Beschäftigte, deren Beschäftigungsbeginn nach der Neu-
ansiedlung liegt, bewerten die Ansiedlung grundsätzlich posi-
tiver. Häufig handelt es sich um Personen, die in der Zielregion 
der Behörde beheimatet sind. Die Behördenansiedlung wird 

von ihnen als Chance verstanden. Allerdings berichten auch sie 
von Effizienzverlusten im Zusammenhang mit Verlagerungen. 
Im Falle von Neugründungen wird teilweise von Startschwierig-
keiten berichtet. Die neu gegründete Behörde kann die ihr zu-
gedachten Aufgaben dann nicht im vorgesehenen zeitlichen 
Rahmen erfüllen.

Rekrutierungsproblem

In strukturschwachen Regionen gestaltet sich die Rekrutierung 
hochqualifizierter Beschäftigter schwierig. Das lokale Arbeits-
kräfteangebot ist naturgemäß geringer als in Ballungszentren. 
Zudem sind strukturschwache Regionen für ortsfremde Ar beit-
nehmer*innen häufig unattraktiv. Im Wettbewerb um Arbeits-
kräfte verlieren diese Regionen daher gegen große Zentren. 
Erschwerend kommt hinzu, dass familiär gebundene Ar beit-
nehmer*innen häufig nur zu einem Umzug bereit sind, wenn 
beide Partner eine Stelle in der Zielregion finden. Das ist in 
strukturschwachen Regionen häufig nicht der Fall. Die Rekru-
tierung von hochqualifizierten Arbeitskräften wird durch Te le-
arbeitsplätze und flexible Arbeitszeiten erleichtert. Dies führt 
jedoch dazu, dass die Beschäftigten ihren Wohnort nicht in die 
Region der Behörde verlagern. Die von der Politik angestrebten 
positiven ökonomischen Effekte auf die Region bleiben damit 
aus. Um dem Rekrutierungsproblem entgegenzuwirken, kön-
nen unter Umständen Kooperationen mit lokalen Bildungs-
einrichtungen sinnvoll sein. Die benötigten Fachkräfte könnten 
dann zielgerichtet vor Ort ausgebildet werden.

Wohnortwahl bei Verlagerung

Zusätzlich zu den Interviews wurden Onlineumfragen unter den 
Beschäftigten des ALE Oberpfalz und des UBA durchgeführt. 

Abb. 2
Behördenstandorte der Fallstudien

Quelle: Digitale Geodaten: Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (2021): Verwaltungsgebiete 1:25 000 (Ebenen), Stand 01.01. BBSR (2022), Darstellung des ifo 
Instituts. © ifo Institut
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Unter anderem wurden die Beschäftigten nach ihrem Wohnort 
gefragt. Trotz der oben beschriebenen Herausforderungen lebt 
nach einiger Zeit ein zunehmender Anteil der Beschäftigten in 
der Zielregion der Behörde. Hier gibt es deutliche Unterschiede 
zwischen den Beschäftigten, je nach Beschäftigungsbeginn. 
Die Abbildungen 3 und 4 zeigen die Wohnorte von Beschäftigten 
des ALE Oberpfalz und des UBA, gesondert nach Beschäftigten, 
die vor und nach dem Umzug eingestellt wurden.

Beschäftigte des ALE Oberpfalz, die bereits vor dem Umzug 
(im Jahr 2013) bei der Behörde tätig waren, leben auch acht 
Jahre nach dem Umzug noch teilweise in Nachbargemeinden 
von Regensburg. Sie nehmen dadurch Pendelzeiten von mehr 
als einer Stunde je Strecke in Kauf. In den Interviews wurden 
als Gründe hierfür familiäre Bindungen und wenige verblei-
bende Jahre bis zum Renteneintritt genannt. Beschäftigte, die 
erst nach dem Umzug eingestellt wurden, leben überwiegend 
in der Zielregion. Nicht alle Beschäftigten, die vor dem Umzug 
eingestellt wurden und heute in der Zielregion wohnen, ver-
lagerten ihren Wohnort in die Zielregion. Da im Vorfeld des 
Umzugs des ALE Oberpfalz im Jahr 2013 rund die Hälfte der 
Beschäftigten das Amt verlies, wurden die Mitarbeiter*innen 
bereits vor dem Umzug durch Arbeitskräfte aus der Zielregion 
Tirschenreuth ersetzt. Diese Beschäftigten lebten bereits vor 
dem Umzug in der Zielregion und pendelten nach Regensburg 
bis zur Verlagerung.

Auch am UBA wurden bereits vor der Verlagerung Beschäf-
tigte aus der Zielregion Dessau-Roßlau eingestellt. Beschäf-
tigte, die bereits vor der Verlagerung am UBA in Berlin tätig 
waren, verlagerten ihren Wohnsitz nur selten. Ein Großteil der 
Beschäftigten, die nach der Verlagerung eingestellt wurden, 

lebt in einem weiträumigen Umkreis um den Behördenstand-
ort. Pendelzeiten von einer Stunde pro Strecke sind bei dieser 
Behörde insbesondere unter jüngeren Beschäftigten üblich. 
16 Jahre nach der Verlagerung lebt noch ein deutlicher Anteil 
der UBA-Beschäftigten in und um Berlin. Verantwortlich hierfür 
sind zum einen die familiären Bindungen der Beschäftigten, 
aber auch die Arbeitsstruktur des UBA. Insbesondere die Lei-
tungsebene des UBA ist häufig zu Präsenzterminen in Berlin 
und nutzt die dortigen Büroräume.

Bewertung der lokalen Bevölkerung

Laut Vertreter*innen aus Politik und Wirtschaft der Zielregio-
nen wurden die Behördenansiedlungen von der Bevölkerung 
überwiegend als positives Signal für die Region verstanden. 
Allerdings wurden die Effekte der Ansiedlungen im Vorfeld 
überschätzt, was teilweise zu Unmut in der Bevölkerung führte. 
Betont wurde, wie wichtig es für die Leitungsebene der neu 
angesiedelten Behörde ist, in der Region für die Bevölkerung 
sichtbar zu sein. Bei Verlagerungen wurde es als negativ be-
wertet, wenn die Beschäftigten der Behörde nach der Ansied-
lung nicht aus der Region kamen. Damit eine Behördenansied-
lung von der lokalen Bevölkerung positiv aufgefasst wird, sollte 
die lokale Politik diese zudem als positiv kommunizieren und 
die tatsächlich eingetretenen Vorteile transparent machen.

FAZIT

In der vorgestellten Untersuchung wurden qualitative Inter-
views durchgeführt, um aus den Erfahrungen vergangener 

Abb. 3
Wohnort der Beschäftigten des ALE Oberpfalz in Tirschenreuth nach Beschäftigungsbeginn vor der Umsiedelung (links) und nach der 
Umsiedelung (rechts)

Anmerkung: Die Karten zeigen, wie viele Beschäftigte des ALE Oberpfalz in einer Gemeinde leben. Die linke Karte zeigt die Wohnorte der Be-
schäftigten, die vor dem Umzug von Regensburg nach Tirschenreuth im Jahr 2013 eingestellt wurden. Die rechte Karte zeigt die Wohnorte der 
Beschäftigten, die nach dem Umzug eingestellt wurden.

Quelle: BBSR (2022), Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut
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Behördenansiedlungen zu lernen. Die Untersuchung zeigt, 
welche Aspekte es bei der Ansiedlung von Behörden in struk-
turschwachen Regionen zu berücksichtigen gilt. Grundsätz-
lich scheint die Neugründung von Behörden einer Verlagerung 
vorzuziehen zu sein und mit weniger Effizienzverlusten einher-
zugehen. Allerdings sollte in beiden Fällen darauf geachtet 
werden, dass die Beschäftigungsstruktur der Behörde zur Ar-
beitsmarktstruktur der Zielregion passt. Andernfalls können 
Behördenmitarbeiter*innen nicht aus der lokalen Bevölkerung 
rekrutiert werden und die Behörde muss Ineffizienzen in ihrer 
Arbeitsweise hinnehmen, falls keine geeigneten Fachkräfte für 
den Standort gewonnen werden können.

Aus vorangegangenen quantitativen Studien ist bekannt, 
dass die Effekte einer Behörde auf die lokale Wirtschaft gering 
sind. Damit die Ansiedlung einer Behörde von der lokalen Be-
völkerung positiv wahrgenommen wird, müssen ihre möglichen 
Effekte realistisch und transparent kommuniziert werden.
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Anmerkung: Die Karten zeigen, wie viele Beschäftigte des UBA in einer Gemeinde leben. Die linke Karte zeigt die Wohnorte der Beschäftigten, 
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Stefanie Knoll*

Förderprogramme zur Internationalisierung 
von Unternehmen: Erfahrungen kleiner und 
mittlerer Unternehmen

Unternehmen in strukturschwachen Regionen in Deutschland können mithilfe der von Bund und Ländern 
bereitgestellten Förderprogramme zur Internationalisierung ihre Ziele erreichen, beklagen jedoch den 
hohen bürokratischen Aufwand. Dies zeigt eine Befragung von kleinen und mittleren Unternehmen. Der 
Bekanntheitsgrad der bestehenden Förderprogramme ist unterschiedlich: viele Unternehmen nehmen 
einen erheblichen Teil der Förderangebote gar nicht oder nur eingeschränkt wahr. Insbesondere betrifft 
das EUAngebote. Gewünscht wird zusätzliche Förderung bei der Erschließung von Auslandsmärkten.

mOTIVATION

Ein typisches Merkmal strukturschwacher Regionen ist das 
Fehlen von Großunternehmen und – daraus folgend – eine eher 
kleinteilige Unternehmensgrößenstruktur sowie ein geringer 
Internationalisierungsgrad. Beides führt dazu, dass Produktivi-
tät und Löhne niedrig und die Arbeitslosigkeit hoch sind. Die 
Exportquote der Industrie liegt in den ostdeutschen Ländern 
wie auch in den meisten westdeutschen strukturschwachen 
Regionen deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. Deshalb 
scheint die Unterstützung der Internationalisierung der vor-
handenen kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) ein sinn-
voller Ansatzpunkt, um die Wirtschaft in den betroffenen Regio-
nen zu stärken. Die Industrie zu fördern gilt als ein wesentlicher 
Ansatzpunkt für die Stärkung der regionalen Wirtschaftskraft, 
da diese wegen ihrer hohen Produktivität und ihrer typischer-
weise überregionalen Orientierung dazu beiträgt, dass sich 
Regionen in ihrer Wirtschaftskraft angleichen. Bei der Förde-
rung geht es zum einen um die Neuansiedlung von Industrie-
betrieben, zum anderen aber auch darum, das Wachstum 
bestehender Unternehmen zu erhöhen.

Unternehmen in strukturschwachen Regionen steht be-
reits ein umfassendes Förderangebot zur Verfügung. Unklar ist, 
inwieweit die Unternehmen darüber informiert sind, welche 
Förderangebote es für ihre spezifischen Anliegen gibt. Um zu 
ermitteln, wie bekannt bestehende Förderprogramme sind 
und wie stark die KMU diese nutzen, wurden im Rahmen einer 
Studie von ifo Dresden 60 international tätige Unternehmen 
in strukturschwachen Regionen befragt. Im Ganzen zeigt sich, 
dass ein erheblicher Teil der Förderangebote von den Unter-
nehmen gar nicht oder nur eingeschränkt wahrgenommen wird. 
KMU nutzen stark Programme zur Förderung der Markterschlie-
ßung, beispielsweise durch Teilnahme an Messen oder durch 
Delegationsreisen. Die Befragung zeigt, dass Unternehmen, die 
bereits Förderprogramme genutzt haben, ihre damit verfolgten 
spezifischen Ziele in den allermeisten Fällen komplett oder 
zumindest teilweise erreichen konnten. Für Unzufriedenheit 
bezüglich der Förderprogramme sorgte insbesondere ein oft 
als hoch empfundener bürokratischer Aufwand.

Die 29 in der Befragung berücksichtigten Förderprogram-
me lassen sich vier Förderbereichen zuordnen. Die Beschrei-
bung der Ergebnisse erfolgt in diesen Kategorien:
1.  Direkte Hilfen für Auslandsaktivitäten, z. B. durch Bürgschaf-

ten und Garantien
2.  Erschließung von Auslandsmärkten, z. B. durch Messebe-

suche, Delegationsreisen
3.  Informationsbereitstellung über Auslandsmärkte, z. B. Bera-

tungsangebote
4.  Förderung von Forschung und Innovation in Kooperation 

mit Institutionen im Ausland, z. B. Projektzuschüsse

BEFRAGTE UNTERNEHmEN

Zielgruppe der Befragung waren KMU aus typischerweise ex-
portintensiven Industriebranchen in strukturschwachen Re-
gionen. Der Großteil der befragten Unternehmen beschäftigt 
unter 100 Mitarbeiter*innen. Gut 30% der Unternehmen sind 
im Maschinenbau tätig. Die Auslandsaktivitäten gemessen am 
Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz variieren stark 
zwischen den befragten Unternehmen (vgl. Tab. 1).

UNTERNEHmENSZIELE WERDEN IN DER REGEL ER
REICHT – BEI HOHEm BÜROKRATISCHEN AUFWAND

Die Befragung macht deutlich, dass Unternehmen, die bereits 
Förderprogramme genutzt haben, ihre damit verfolgten spezifi-
schen Ziele in den allermeisten Fällen komplett oder zumindest 
teilweise erreichen konnten (vgl. Tab. 2). Für Unzufriedenheit 
bezüglich der Förderprogramme sorgte insbesondere bürokra-
tischer Aufwand. Je nach Förderbereich zeigten sich zwischen 
13% und 67% der Unternehmen „(eher) unzufrieden“ mit dem 
bürokratischen Aufwand der bereits genutzten Programme.

Auf die Frage, warum sie ihnen bekannte Förderpro-
gramme nicht genutzt haben, geben die meisten Unterneh-
men (zwischen 31% und 62%) an, dass kein Bedarf oder zu-

*  Stefanie Knoll ist Doktorandin an der Niederlassung Dresden des ifo Instituts – 
Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der Universität München e. V.
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mindest kein Interesse an der Förderung bestand. Nicht selten 
wird aber auch als Begründung genannt, dass die Förderbe-
dingungen zu bürokratisch seien (7% bis 12%). Bei Förderpro-
grammen zur Förderung der „Erschließung von Auslands-
märkten“ fällt ins Auge, dass 12% die zu bürokratischen 
Förderbedingungen und weitere 17% fehlende Beantragungs-
kapazitäten als Hürde zur Nutzung der Förderprogramme in 
diesem Bereich angeben.

BEKANNTHEIT UND NUTZUNG DER FÖRDERPRO
GRAmmE VARIIERT – BESONDERS EUPROGRAmmE 
mIT GERINGER BEDEUTUNG

Im Förderbereich „Direkte Hilfen für Auslandsaktivitäten (z. B. 
durch Bürgschaften und Garantien)“ haben Exportgarantien 
(Hermesdeckung) den höchsten Bekanntheitsgrad unter den 
befragten Unternehmen. 52% von ihnen geben an, das Pro-
gramm zu kennen. 12% der Unternehmen haben es bereits in 
Anspruch genommen. Die zwei weiteren abgefragten Pro-
gramme des Förderbereichs, Exportfinanzierungskredite und 
Bundesgarantien für Direktinvestitionen im Ausland, sind dem-
gegenüber weitaus weniger gut bekannt (75% bzw. 73% geben 
an, die Programme nicht zu kennen) und wurden von keinem 
der Unternehmen im Datensatz bisher genutzt.

Im Förderbereich „Erschließung von Auslandsmärkten“ 
(z. B. durch Messebesuche, Delegationsreisen) fällt auf, dass die 
Förderprogramme des Bundes, das heißt, Unternehmensreisen 
und Kontaktvermittlung durch den Bund sowie Messeförde-
rung/Gemeinschaftsstände des Bundes, eine höhere Bekannt-
heit und Inanspruchnahme aufweisen als vergleichbare Maß-
nahmen der EU. Bei diesen Programmen geben 43% bzw. 40% 

an, sie zu kennen, und 13% bzw. 23%, sie bereits in Anspruch 
genommen zu haben. Die vergleichbaren EU-Programme, 
Unternehmensreisen und Kontaktvermittlung durch die EU 
und Förderung von Internationalisierung und Markterschlie-
ßung durch die EU, kennen lediglich 28% bzw. 12%, und nur 
3% bzw. 0% haben sie bereits in Anspruch genommen.

Die Programme zur „Förderung von Messeteilnahmen“ 
einschließlich Gemeinschaftsständen auf Landesebene sind im 
Durchschnitt insgesamt am bekanntesten (durchschnittlich 
43%) und wurden auch am häufigsten in Anspruch genommen 
(28%). Auch die Programme zur „Förderung von Delegations- 
und Unternehmensreisen“ auf Landesebene sind im Durch-
schnitt sehr bekannt. Hier geben 48% an, das entsprechende 

Tab. 1
Befragte Unternehmen

Anzahl mitarbeiter*innen Anzahl %

Unter 20 12  20

20 bis unter 50 19  32

50 bis unter 100 13  22

100 und mehr 15  25

Keine Angaben  1   2

Total 60 100

Branche Anzahl %

Textilien  5   8

Chemische Erzeugnisse  6  10

Pharmazeutische Erzeugnisse  2   3

DV-Geräte, elektronische und  
optische Erzeugnisse

 6  10

Elektrische Ausrüstungen  3   5

Maschinenbau 20  33

Kraftwagen und Kraftwagenteile  3   5

Sonstiger Fahrzeugbau  2   3

Andere Branche  6  10

Keine Angaben  7  12

Total 60 100

Anteil Auslandsumsatz am  
Gesamtumsatz

Anzahl %

Weniger als 15% 11  18

15% bis unter 30% 16  27

30% bis unter 45% 13  22

45% und mehr 16  27

Keine Angaben  4   7

Total 60 100

Quelle: Unternehmensbefragung im Auftrag des ifo Instituts, Darstellung des ifo 
Instituts. © ifo Institut 

Die vorliegenden Ergebnisse basieren auf einer Onlinebe-
fragung kleiner und mittlerer Unternehmen. Diese wurde 
im Rahmen einer Studie im Auftrag der Germany Trade & 
Invest GmbH durch das Zentrum für Sozialforschung Halle 
durchgeführt. Befragt wurden Betriebe zu Bekanntheit und 
Nutzung bestehender Förderangebote und Instrumente der 
Wirtschaftsförderung. Dabei wurden auskunftsfähige Per-
sonen aus der Geschäftsführung angeschrieben. Die Befra-
gung fand in den Bundesländern Niedersachsen, Sachsen-
Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen sowie Rheinland-Pfalz 
und Sachsen statt, die viele strukturschwache Regionen 
aufweisen oder sogar gänzlich als strukturschwach klassi-
fiziert sind. Erhebungszeitraum war die Zeit vom 1. Juli bis 
zum 30. September 2021. Um die Zielgröße von 50 auswert-
baren Datensätzen zu erreichen, wurde zunächst eine 40-  
fache Brutto-Stichprobe aus vier Bundesländern gezogen. 
Das heißt, für jedes Bundesland sollten per Zufallsauswahl 
500 Betriebe exportintensiver Industriebranchen ermittelt 
werden. Insgesamt ergab sich eine Nettostichprobe von 
2 649 Betrieben, die per E-Mail kontaktiert werden konnten. 
Der endgültige Datensatz enthält 85 Fälle, davon 60 interna-
tional tätige Unternehmen. Die anvisierte Zahl von wenigs-
tens 50 international tätigen Unternehmen wurde erreicht, 
sodass zwar keine repräsentativen, wohl aber ausreichend 
aussagekräftige Ergebnisse erzielt werden konnten.

Infobox: methodik
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Programm ihres Bundeslandes wenigstens zu kennen. Weitere 
15% haben es bereits in Anspruch genommen.

Im Förderbereich „Informationsbereitstellung über Aus-
landsmärkte“ (hierzu zählen z. B. Beratungsangebote) werden 
insbesondere die entsprechenden Angebote durch zuständige 
Industrie- und Handelskammern (IHK), Außenhandelskam-
mern (AHK) und Handwerkskammern von vielen befragten 
Unternehmen gekannt (42%) und genutzt (28%). Auch hier ist 
das diesbezügliche Programm auf Bundesebene etwas be-
kannter als das vergleichbare Förderprogramm der EU. Allein 
im Förderbereich „Förderung von Forschung und Innovation 
in Kooperation mit Institutionen im Ausland“ (z. B. Projektzu-
schüsse) sind die Programme durch den Bund, die EU und auf 
Landesebene ähnlich stark genutzt und bekannt.

ZUSÄTZLICHE FÖRDERUNG VOR ALLEm  
ERWÜNSCHT, Um AUSLANDSmÄRKTE ZU  
ERSCHLIESSEN

Der Umfrage zufolge wünschen sich die Unternehmen zusätz-
liche Förderung insbesondere bei der Erschließung von Aus-
landsmärkten (52%). Auch eine stärkere Exportförderung wird 
von einer beachtlichen Zahl der befragten Unternehmen für 
wünschenswert gehalten (32%, vgl. Abb. 1). Jeweils 22% der 
Befragten wünschen sich mehr Förderung in den Bereichen 
„Internationale Forschung und Entwicklung“ und „Informati-

onsbereitstellung“. Mehr Förderung von „Investitionsvorhaben 
im Ausland“ wird nur von 15% der Unternehmen für erforder-
lich gehalten.

FAZIT

Um die Erfahrungen der Unternehmen mit der Förderpolitik bei 
der künftigen Ausgestaltung von Fördermaßnahmen besser 
berücksichtigen zu können, wurden im Rahmen dieser Studie 
60 kleine und mittlere Unternehmen zu Bekanntheit, Nutzung 
und Bedarfen an bestehenden Förderangeboten und Instru-
menten der Wirtschaftsförderung befragt. Die Befragung zeigt, 
dass Unternehmen, die bereits Förderprogramme genutzt hat-
ten, ihre damit verfolgten spezifischen Ziele in den allermeisten 
Fällten komplett oder zumindest teilweise erreichen konnten. 
Für Unzufriedenheit bezüglich der Förderprogramme sorgte 
insbesondere bürokratischer Aufwand. Der Umfrage zufolge 
wünschen sich die Unternehmen zusätzliche Förderung ins-
besondere bei der Erschließung von Auslandsmärkten. Die 
Ergebnisse der Befragung zeigen insgesamt, dass KMU im 
Durchschnitt mehr mit Programmen auf Landes- und Bundes-
ebene in Berührung kommen als mit ähnlichen Programmen 
auf EU-Ebene. Dies legt nahe, die Bekanntheit dieser Pro-
gramme zu erhöhen und gegebenenfalls Zugangshürden zu 
verringern. Mit Blick auf die bereits gut genutzten und positiv 
bewerteten Programme ist überdies zu prüfen, inwieweit diese 

Tab. 2
Unternehmensziele wurden meist vollständig oder teilweise erreicht (Angaben in %)

Nicht 
verfolgt

Vollständig 
erreicht

Teilweise 
erreicht

Nicht 
erreicht

Keine 
Angabe

Direkten Hilfen für Auslandsaktivitäten

Gewinnung neuer Kunden  0 43 43 14  0

Förderprogrammen zur Erschließung von  
Auslandsmärkten

Vertiefung bestehender Geschäftsbeziehungen  4 44 35  2 15

Steigerung der Sichtbarkeit des Unternehmens im  
Zielmarkt

 2 42 39  4 13

Gewinnung neuer Kunden  2 34 39 13 15

Steigerung der Exporttätigkeit  4 34 30 15 15

Nutzung von Informationsbereitstellung über  
Auslandsmärkte

Gewinnung von Vertriebspartnern im Export 26 13 43  4 13

Aneignung von Know-how hinsichtlich  
Internationalisierung

26 13 35  0 26

Förderung von Forschung und Innovation in  
Kooperation mit Institutionen im Ausland

(Weiter-)Entwicklung von Verfahren, Dienstleistungen  
und Produkten

 0 78 21  0  0

Steigerung der Sichtbarkeit des Unternehmens im  
Zielmarkt

 7 50 14  0 29

Quelle: Unternehmensbefragung im Auftrag des ifo Instituts, Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut
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auch in solchen Ländern angeboten werden sollten, die diese 
bislang noch nicht aufweisen. Dies trifft insbesondere auf die 
Förderung von Delegations- und Unternehmensreisen zu, die 
es derzeit noch nicht in allen Bundesländern gibt. Zu überlegen 
wäre auch, wie mit Programmen umzugehen ist, die von den 
Unternehmen nur zögerlich in Anspruch genommen werden. 
Möglicherweise besteht hier kein Bedarf und die Zahl dieser 

Programme könnte deutlich reduziert werden. Unklar ist, ob 
die geringe Inanspruchnahme auch auf zu strenge Anspruchs-
voraussetzungen und einen hohen Beantragungsaufwand 
zurückgeführt werden kann. Die jeweiligen Fördermittelgeber 
sollten daher prüfen, inwieweit hier noch Verbesserungen 
möglich sind.

Abb. 1
Befragte Unternehmen wünschen sich zusätzliche Förderung

Anmerkung: Mehrfachauswahl möglich. Befragt wurden 60 international tätige Unternehmen.

Quelle: Unternehmensbefragung im Auftrag des ifo Instituts, Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut 
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Gunther Markwardt, Jan Schnellenbach, Mirko Titze und Stefan Zundel*

Umsetzung der Hilfen für die Flankierung 
des Kohleausstiegs in der brandenburgi
schen Lausitz – eine Zwischenbilanz

Die bisherige Vergabe der Hilfen für die Flankierung des Kohleausstiegs in den ostdeutschen Ländern wird 
zuweilen kritisch gesehen, so auch vor kurzem in dieser Zeitschrift. Wesentlicher Kritikpunkt dabei ist, dass 
die geplanten Projekte zu einem erheblichen Teil Maßnahmen unterstützen, die zwar die Lebensbedingun
gen vor Ort verbessern, aber nur einen geringen Beitrag zu einer erfolgreichen Strukturentwicklung leisten. 
Dieser Beitrag gibt einen detaillierten Einblick in die Mittelvergabe in der brandenburgischen Lausitz. 
Die wirtschaftspolitischen Entscheidungsträger orientieren sich bei der Mittelvergabe an den im Investi
tionsgesetz Kohleregionen und im Lausitzprogramm 2038 verankerten Leitbildern. Das wichtigste Krite
rium für die Auswahl der Projekte ist ihre Strukturwirksamkeit, welche die Bewilligungsbehörden des Lan
des in einem mehrstufigen Prozess eingehend evaluieren. Die empirische Bestandsaufnahme zeigt, dass die 
Mehrzahl der Projekte in der brandenburgischen Lausitz auf die Förderbereiche „wirtschaftsnahe Infra
struktur“ und „Infrastrukturen für Bildung und Forschung“ entfallen, diese Bereiche überproportional mit 
finanziellen Mitteln untersetzt sind und sich überwiegend in den kernbetroffenen Gemeinden finden.

1 ANLASS

Joachim Ragnitz hat in dieser Zeitschrift (Ragnitz 2021) kürzlich 
kritisiert, dass in vom Strukturstärkungsgesetz geförderten 
Regionen die jeweiligen Leitbilder für die Entscheidungen über 
geförderte Projekte eine nur geringe Steuerungswirkung haben. 
Vor allem aber sei oft zweifelhaft, ob die bisher für eine Förde-
rung vorgesehenen Investitionsvorhaben tatsächlich die wirt-
schaftliche Strukturentwicklung in den betroffenen Regionen 
voranbringen und erleichtern. Insbesondere sieht Ragnitz ein 
Übergewicht bei Projekten im Bereich der öffentlichen Fürsorge 
und des Tourismus. Wir wollen im Folgenden für den branden-
burgischen Teil der Lausitz diskutieren, inwieweit diese Kritik 
berechtigt ist.

In der Diskussion um den Strukturwandel in der Lausitz 
werden zwei Fragenkomplexe verhandelt. 1.) Was kann und 
was soll unter „Strukturwirksamkeit“ in den betroffenen Regio-
nen verstanden werden, wie spiegelt sich dieses Verständnis im 
Gesetzestext des Investitionsgesetz Kohleregionen (InvKG) und 
in den Leitbildern der Regionen wieder und wie manifestiert 
sich dieses Verständnis in Förderkriterien für zu vergebende 
Projekte? 2.) Entspricht die Auswahl der geförderten Projekte 
den Kriterien, die direkt oder indirekt aus dem Verständnis der 
Strukturwirksamkeit abgeleitet werden? Ragnitz kritisiert, dass 
die Leitbilder und Programmatiken der Landesregierungen zu 
vage sind – „Man hat nicht den Eindruck, dass auf dieser Grund-
lage ein zielgerichteter Einsatz der Fördergelder bereits heute 
möglich ist.“ (Ragnitz 2021, S. 4) – und dass die Mittelvergabe 
den Verdacht weckt, dass Kommunen „[…] nunmehr auch wün-
schenswerte, bislang aber nicht finanzierbare Vorhaben mit Hilfe 
der Fördermittel des Bundes […]“ realisieren (Ragnitz 2021, S. 5).

Die Reihenfolge dieser Fragen strukturiert die Gliederung 
unseres Beitrages. Nach einer kurzen Diskussion der Leitbilder 

und Entwicklungsziele wird im dritten Abschnitt das Problem 
behandelt, inwieweit Projekte, die sich der Daseinsvorsorge 
zuordnen lassen, förderungswürdig sind. Im vierten Abschnitt 
erfolgt eine Zwischenbilanz mit Blick auf neue Ansiedlungen 
und eine Bestandsaufnahme der Mittelvergabe für das Land 
Brandenburg. Der Beitrag schließt mit einem kurzen Fazit.

Bei der nachfolgenden Diskussion ist zu beachten, dass 
gegenwärtig noch niemand eine empirisch fundierte Aussage 
über die Strukturwirksamkeit der Projekte, die in den betrof-
fenen Regionen in Rede stehen, treffen kann. Die meisten Pro-
jekte sind in der Bewilligungsphase oder gerade genehmigt 
(in Brandenburg 11 von 54), umgesetzt ist noch keines. Aus-
sagen über die Strukturwirksamkeit sind daher nur vor dem 
Hintergrund theoretisch fundierter Vorerwartungen möglich, 
welcher Projekttyp die Strukturschwäche der Lausitz adres-
siert und welcher vermutlich nicht. Wir beschränken uns bei 
unserer Betrachtung ferner auf die Projekte des so genannten 
Arm 11 in der brandenburgischen Lausitz, weil wir hier Einsicht 
in die Projektunterlagen haben.

2  LEITBILDER DER ENTWICKLUNG UND  
DIFFERENZIERUNG DER ENTWICKLUNGSZIELE

Die Aufstellung von orientierenden Leitbildern für die regionale 
Entwicklung in der Lausitz, die die Strukturschwäche adres-
sieren sollen, ist eine große Herausforderung, weil die Lausitz 
eine sehr heterogene Region ist. Das Bild einer Gesamtregion 

*  PD Dr. Gunther Markwardt ist Vertretungsprofessor für VWL, insb. Makro-
ökonomik an der BTU Cottbus-Senftenberg, Prof. Dr. Jan Schnellenbach ist 
Professor für VWL, insb. Mikroökonomik an der BTU Cottbus-Senftenberg, 
PD Dr. Mirko Titze ist Leiter des Zentrums für evidenzbasierte Politikberatung 
(IWH-CEP) am Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung Halle und Prof. Dr. 
Stefan Zundel ist Professor für VWL mit dem Schwerpunkt Energie- und 
Umweltökonomik an der BTU Cottbus-Senftenberg.
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mit monoindustrieller Prägung im Bereich der Energiewirt-
schaft trifft nicht einmal auf die brandenburgische Lausitz zu, 
noch weniger auf die sächsische Lausitz. Vielmehr ist die Wirt-
schaft der Region geprägt durch eine vergleichsweise hohe 
Kleinteiligkeit, sektorale Vielfalt, durch geringe Präsenz von 
Hightech-Branchen und großer, wertschöpfungsintensiver 
Unternehmenssitze (ZWL 2019). Der Anspruch, Leitbilder der 
Strukturentwicklung und die Prioritätensetzung gleicherma-
ßen auf den gesamten Raum ausrollen zu können, ist nicht 
möglich. Die Heterogenität zwischen den berlinnahen Teilregio-
nen, dem Zentrum Cottbus, der kernbetroffenen Kohlelausitz 
und den peripher-ländlich geprägten Gebieten ist zu groß.

So besitzen die Teilräume der Lausitz gänzlich unter-
schiedliche Voraussetzungen für eine aufholende, die Struk-
turschwäche überwindende Entwicklung. Die Chance für eine 
solche Entwicklung beschränkt sich auf die Teilräume, die als 
Wissenschaftsregion angesprochen werden können oder die 
vom ökologischen Strukturwandel profitieren. Solche Teil-
räume der Lausitz haben gute Voraussetzungen und somit die 
Chance zum Anschluss an den Bundesdurchschnitt. Anderen 
Teilräumen wird dies, auch in der langen Frist, realistischer-
weise nicht gelingen. Etwas pointiert formuliert: Dass aus einer 
ländlichen Region wie dem Elbe-Elster-Kreis ein Hotspot der 
Innovationstätigkeit wie etwa Adlershof in Berlin wird, ist we-
der eine mögliche noch eine erstrebenswerte Entwicklung. 
Dass Cottbus mit neuen Wissenschaftseinrichtungen und dem 
Lausitz Science Park eine Wissenschaftsspange mit Adlershof 
bildet, ist hingegen ein ernstzunehmender Versuch, die Struk-
turschwäche der Region zu adressieren und eine Entwicklungs-
chance für eine aufholende Entwicklung in einem Teilraum der 
brandenburgischen Lausitz.

Die Leitplanken für die Strukturförderung und -entwick-
lung der drei deutschen Kohleregionen sind im Abschlussbe-
richt der Kommission für Wachstum, Strukturwandel und Be-
schäftigung (BMWi 2019) und dem Strukturstärkungsgesetz 
Kohleregionen (StStG 2020) verankert. Detaillierter ausformu-
liert werden das Leitbild für die künftige Entwicklung der 
brandenburgischen Lausitz und die damit einhergehenden 
politischen Zielsetzungen im Lausitzprogramm 2038 (Stk-BB 
2020) und mit einer längerfristigen Perspektive in der Entwick-
lungsstrategie Lausitz 2050 (WRL 2020). Die Entwicklungsstra-
tegie Lausitz 2050 enthält viele interessante Anregungen über 
die gesamte Bandbreite aller relevanten Politikfelder. Es ist 
jedoch schwierig, aus der Entwicklungsstrategie Lausitz 2050 
Prioritäten abzuleiten oder Kriterien für die Förderfähigkeit 
einzelner Projekte zu entwickeln. Man geht kaum fehl in der 
Annahme, dass die dort vorgetragenen Ideen den Rahmen der 
in Aussicht gestellten Strukturhilfen sprengen würden. Weil in 
diesem Dokument aber keine Rangfolge der zu ergreifenden 
Maßnahmen erkennbar ist, erschließt sich nicht, in welcher Rei-
henfolge die Handlungsfelder und Maßnahmen abgearbeitet 
werden sollen.

In dieser Hinsicht deutlich konkreter ist das Lausitzpro-
gramm 2038. Für die Umsetzung der Ziele wurden für die Struk-
turförderung in der brandenburgischen Lausitz Priorisierungen 
und Schwerpunkte festgelegt. Die 1. Priorität im Struktur-
entwicklungsprozess hat die Stärkung und Entwicklung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Region. Als strukturpolitische Maß-

nahmen werden u. a. der Aufbau bzw. der Ausbau von Wis-
senschafts- und Forschungseinrichtungen, die Stärkung der 
Innovationskraft der Unternehmen, die Digitalisierung, die Ver-
besserung der wirtschaftsnahen Infrastruktur und die raum-
wirksame Vernetzung der Lausitz mit den benachbarten Metro-
polen und Wirtschaftsregionen genannt (vgl. Stk-BB 2020).

Die 2. Priorität haben Maßnahmen zur Fachkräftegewin-
nung und -entwicklung. Diese sollen dazu beitragen, die regio-
nale Wirtschaft weiter zu diversifizieren und die vorhandenen 
Kompetenzen weiterzuentwickeln. Hierbei wird auch der Ein-
satz von Zukunftstechnologien gefördert. Eine weitere Maß-
nahme ist ein aktives Marketing für den Imagewandel und die 
Entwicklung der Marke Lausitz (vgl. Stk-BB 2020).

In der 3. Priorität finden sich Maßnahmen zur Verbesse-
rung der Lebensqualität und Daseinsvorsorge in der Region. 
Hierzu gehören u. a. Maßnahmen zur Stadtentwicklung, der 
sozialen und touristischen Infrastruktur, Kunst, Kultur, Sport 
und der Landschaftspflege (vgl. Stk-BB 2020).

De facto erfahren die Vorgaben des Lausitzprogramms 
2038 eine weitere Konkretisierung im so genannten Werkstatt-
prozess2 der Wirtschaftsregion Lausitz, bei dem in fünf Werk-
stätten ausgewählte Akteursgruppen eine Projektauswahl vor-
nehmen. Für jedes vorgeschlagene Projekt muss einzeln die 
Frage beantwortet werden, ob das in Rede stehende Projekt 
strukturwirksam ist oder nicht.

Politökonomisch ist die Vermutung naheliegend, dass ein 
solcher Bottom-up-Prozess genau zu solchen Verhältnissen 
führt, die Joachim Ragnitz in seinem Beitrag kritisiert. Die 
Kommunen schlagen Projekte vor, die sie in Ermangelung aus-
kömmlicher eigener kommunaler Finanzen (vgl. Lademann 
und Markwardt 2019) nun mit Strukturförderungsmitteln finan-
zieren möchten. Vermutlich hat das Konsensprinzip in den 
Werkstätten in Verbindung mit einer starken personellen Re-
präsentanz der kernbetroffenen Regionen verhindert, dass die 
Ausreichung der Strukturförderungsmittel durch einen wie 
auch immer gearteten politischen Proporz zwischen allen Kom-
munen des Fördergebietes gesteuert worden ist. Weder domi-
nieren Projekte der Daseinsvorsorge, noch zeigt die lokale 
Verteilung der Projekte, dass die Mittel mit der Gießkanne über 
das gesamte Fördergebiet verteilt wurden. Wie noch zu zeigen 
sein wird (siehe Abschnitt 4), deuten die vorliegenden empiri-
schen Befunde darauf hin, dass in Brandenburg die Allokation 
der Mittel weitgehend strukturstärkend erfolgt.

Eine weitere zu berücksichtigende Restriktion bei der 
stringenten Umsetzung der Strukturförderung entlang der 
gesetzten Prioritäten liegt in den unterschiedlichen Ebenen 
(EU, Bund, Länder und Region), auf denen der Strukturwandel 
bearbeitet wird. So liegt z. B. das Vorschlagsrecht für Pro-
gramme und Förderrichtlinien zur Durchführung der Finanz-
hilfen gemäß Kapitel 1 InvKG beim Land Brandenburg, aber 
keine der Maßnahmen (im Arm 23) kann gegen die Stimme des 
betroffenen Bundesressorts beschlossen werden. Die institu-
tionelle Trennung der Förderung in Arm 1 (Land) und Arm 2 
(Bund) erhöht auf der einen Seite die Anforderungen an die 
Koordination der einzelnen Maßnahmen. Andererseits ermög-
licht es die Einnahme einer Zentralperspektive und nimmt 
etwas den Druck aus den Erfordernissen eines politischen 
regionalen Proporzes.
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3  KRITERIEN RICHTIGER mITTELVERGABE ODER 
DAS „KINDERGARTENPROBLEm“

Oft wird bemängelt, dass aus Strukturförderungsmitteln Pro-
jekte der öffentlichen Daseinsvorsorge finanziert werden, die 
weder mit der Kompensation von wegfallenden Arbeitsplätzen 
noch mit wirtschaftlich relevanter Infrastruktur etwas zu tun 
haben: Renovierung von Theatern, neue Sportstätten, Fahrrad-
wege etc. Ein prominentes Beispiel sind die Kindergärten, die 
im sächsischen Teil der Lausitz vereinzelt gefördert werden. 
Auch Joachim Ragnitz zählt zu den Kritikern solcher Vorhaben, 
wenn er die hohe Zahl der Projekte, die sich in die Schublade 
„Öffentliche Fürsorge“ einsortieren lassen, als Beleg für die 
These nutzt, dass bei der Vergabe von Strukturförderungs-
mitteln womöglich etwas schiefläuft.

Das InvKG sieht die Gewährung von Finanzhilfen für „be-
sonders bedeutsame“ Investitionen der Länder und ihrer Ge-
meinden und Gemeindeverbände vor (siehe § 1(1) InvKG). Diese 
sollen den Förderzielen der Bewältigung des Strukturwandels 
und der Sicherung von Beschäftigung dienen. Ausdrücklich 
wird jedoch auch erwähnt, dass die zu verwirklichenden Leit-
bilder der betroffenen Länder auf eine Entwicklung abzielen, 
die in ökonomischen, ökologischen und sozialen Aspekten 
nachhaltig ist. Insofern geht es zwar um die Bewältigung des 
wirtschaftlichen Strukturwandels; die Verengung auf eine Ver-
folgung ausschließlich ökonomischer Ziele erscheint aber nicht 
im Sinne des InvKG.

Eine breitere Perspektive in der Zielsetzung des InvKG ist 
insbesondere aus demografischen Gründen für die Lausitz 
wichtig. Der Rückgang der erwerbsfähigen Bevölkerung in den 
kommenden Jahren, grob genähert durch eine Alterseingren-
zung von 18 bis 65 Jahren, verläuft in der Region noch immer 
deutlich schneller als jeder denkbare Verlust von Arbeitsplät-
zen in der Braunkohleverstromung bis 2038. Diese Entwick-
lung wird (noch) nicht kompensiert durch Zuzüge von erwerbs-
fähigen Personen in die Lausitz, auch wenn hier der Trend 
für einige Teilgebiete positiv ist (vgl. Nagel und Zundel 2020, 
S. 16ff.). Die regionalen Wanderungsströme können und sollten 
daher neben der Beschäftigung selbst eine Zielgröße der Struk-
turpolitik darstellen. Es muss auch darum gehen, die Braun-
kohleregionen als Arbeits- und Wohnorte so attraktiv zu ma-
chen, dass erwerbsfähige Personen zum Kommen und zum 
Bleiben motiviert sind.

Das für die wirtschaftliche Regionalentwicklung notwen-
dige Angebot gut qualifizierter Arbeitskräfte stellt ein Scharnier 
zwischen rein ökonomischen sowie breiteren gesellschaft-
lichen Kriterien für eine erfolgreiche Strukturpolitik dar. Diese 
Arbeitskräfte werden nur in die Regionen geholt und gebunden 
werden können, wenn das Gesamtpaket der Standortbedin-
gungen stimmt. Auch ein gutes Angebot der kommunalen Kin-
derbetreuung, gute Schulen oder ein interessantes kulturelles 
oder sportliches Angebot können in diesem Sinne struktur-
wirksam sein. Daraus folgt jedoch nicht, dass solche Projekte 
über das gesamte Fördergebiet möglichst gleichmäßig verteilt 
werden; das wäre auch mit den ausgehandelten Struktur-
förderungsmitteln nicht finanzierbar. Sie müssen vielmehr dort 
konzentriert werden, wo der Zuzug besonders benötigt und 
gewünscht wird, also in der Nähe der alten und neuen Arbeits-
platzzentren der Region.

Überdies ist die Skepsis gegenüber der Politik im Allge-
meinen und gegenüber der Fähigkeit der politischen Akteure, 
den Strukturwandel in der Lausitz erfolgreich zu bewältigen, 
im Besonderen, in der Lausitz noch immer groß (nur 10% der 
Befragten bewertet das Handeln der Politik in Bezug auf den 
Kohleausstieg als positiv, vgl. Lausitz Monitor 2021). Struktur-
wandel ist ein langer Prozess, der sicher nicht in ein oder zwei 
Legislaturperioden zu einem guten Ende gebracht werden 
kann. Die politischen Akteure müssen sich aber auch dann dem 
Votum der Wähler stellen, wenn die Projekte, die sich in Arm 1 
und Arm 2 befinden, noch keine Wirkung entfalten. So dürften 
sich beispielsweise viele Verkehrsprojekte in den nächsten 
Jahren eher als ärgerliche Baustelle oder als Verzögerung der 
Geschwindigkeit der Bahn bemerkbar machen. Vor diesem 
Hintergrund müssen wir uns auch als Wirtschaftswissenschaft-
ler fragen, inwieweit Abstriche an der Allokationseffizienz 
steuerlicher Mittelverwendung hingenommen werden müssen, 
um den sozialen Frieden in der Region mindestens insoweit zu 
gewährleisten, dass die Kommunen politisch handlungsfähig 
bleiben. Nichtsdestotrotz stimmen wir mit Joachim Ragnitz 
überein, dass Maßnahmen zur Beschleunigung der Planungs- 
und Genehmigungsverfahren in den Kohleregionen ergriffen 
werden müssen. Durch eine schnelle Verbesserung der Stand-
ortbedingungen gewinnt der Transformationsprozess an Dyna-
mik und erhöht die Akzeptanz in der Region.

Es spricht also einiges dafür, eine Verwendung von Mitteln 
in Bereichen von öffentlicher Fürsorge, Tourismus oder Kultur 
nicht per se kritisch zu sehen. Ob sie die Strukturentwicklung 
positiv beeinflussen kann, muss im Einzelfall beurteilt werden; 
die bloße Zuordnung zur öffentlichen Daseinsvorsorge reicht 
als Ablehnungsgrund nicht aus.

4 BESTANDSAUFNAHmE BRANDENBURG

In der politischen Debatte um den Strukturwandel dominieren 
zwei Erfolgskriterien: i) Schafft es die Region, die wegfallenden 
Arbeitsplätze zu kompensieren und, ii) wie eingangs schon an-
gedeutet, werden die Strukturförderungsmittel zieladäquat 
(Bearbeitung der Strukturschwäche der Region) ausgegeben?

4.1 Arbeitsplätze

Auch wenn die quantitative Bedeutung der unmittelbar von der 
Braunkohlewirtschaft abhängigen Beschäftigten eher gering ist 
(ca. 3% der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten bezogen 
auf das gesamte Fördergebiet, also einschließlich Sachsens), 
ist die öffentliche Wahrnehmung eine deutlich andere. So lehnt 
knapp die Hälfte der Lausitzer den Kohleausstieg ab. Jeder 
vierte voll Berufstätige befürchtet durch den Wandel in den 
nächsten fünf Jahren, den Arbeitsplatz zu verlieren. 37% der 
Lausitzer nennen die Arbeitslosigkeit das am dringlichsten zu 
lösende Problem (für die Umfragezahlen siehe Lausitz Monitor 
2020). Daher hat die Bundes- und Landespolitik als ein über-
geordnetes Ziel die Schaffung von Ersatzarbeitsplätzen in aus-
reichender Zahl ausgegeben (§ 1(2) und § 4(2) InvKG).

Die Anzahl der wegfallenden Arbeitsplätze durch Been-
digung der Braunkohleverstromung ist mit einer großen Un-
sicherheitsmarge verbunden. Hierbei müssen direkte und in-
direkte Beschäftigungseffekte berücksichtig werden, deren 
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Umfang (i) von der unternehmerischen Neuausrichtung be-
stehender Firmen, (ii) von der wirtschaftlichen Verflechtung 
der Unternehmen in Produktionsketten über Vorleistungen 
und Nachfrage nach Investitionsgütern und (iii) nachgelagerter 
Beschäftigungswirkungen durch die Verwendung von Löhnen 
und Gehältern abhängt. Wie hoch der reale Kompensations-
bedarf ist, hängt also auch davon ab, ob und inwieweit es den 
Unternehmen in der Braunkohleverstromung gelingt, mit 
neuen Geschäftsmodellen dem drohenden Arbeitsplatzver-
lust durch den Ausstieg aus der Braunkohleverstromung ent-
gegenzuwirken. Entsprechende Anstrengungen lassen sich auf 
allen Stufen der Wertschöpfungskette beobachten und werden 
auch durch einschlägige Beratungsleistungen und Vermark-
tungshilfen (z. B. MIN GEN TEC, https://www.mingentec.com/) 
unterstützt.

Der vermutete Kompensationsbedarf durch den Wegfall 
der Braunkohleverstromung liegt in Brandenburg, je nach 
Schätzung der oben angedeuteten Effekte, bei ca. 5 000 bis 
10 000 Arbeitsplätzen (vgl. z. B. Öko-Institut Berlin 2018; RWI 
2018; Holtemöller und Schult 2019). Brandenburg konkretisiert 
den Kompensationsbedarf auf die Schaffung und den Erhalt 
„hochwertiger Industriearbeitsplätze“ (vgl. Landesregierung-
BB 2018).

Betrachtet man in einem ersten Schritt nur die öffentlichen 
Ankündigungen zur Schaffung neuer Industriearbeitsplätze in 
der brandenburgischen Lausitz, scheint ein erheblicher Teil des 
oben beschriebenen Kompensationsbedarfes bereits gedeckt. 
Bei vorsichtiger Zählung liegen die mit Arbeitsplätzen hinter-
legten Ankündigungen bei über 1 500 Industriearbeitsplätzen 
(z. B. DB Instandhaltungswerk Cottbus 1 200, Rock Tech Lithium 
in Guben 160, BASF in Schwarzheide 160, Altech Industries in 
Schwarze Pumpe 150). In dieser Zahl sind noch nicht die Be-
schäftigungseffekte der unmittelbar an die Lausitz angrenzen-
den neuen Gigafactory Berlin-Brandenburg von Tesla in Grün-
heide berücksichtigt.

Rechnet man im zweiten und dritten Schritt die bereits 
angekündigten Arbeitsplätze in der Verwaltung (ca. 250, z. B. 
Erweiterung Bundesnetzagentur in Cottbus, Kompetenzzen-
trum Klimaschutz in energieintensiven Industrien (KEI)) und 

in der Wissenschaft (ca. 650, z. B. BBSR, CHESCO, Energie-Inno-
vationszentrum (EIZ) alle Cottbus) hinzu, wird deutlich, dass 
das zukünftige Risiko von Arbeitslosigkeit in der Lausitz ver-
gleichsweise gering sein dürfte.

Dies gilt umso mehr, wenn man die demografische Ent-
wicklung in der Lausitz berücksichtigt. In den kommenden 
Jahren wird die Zahl der Erwerbspersonen in der Lausitz durch 
altersbedingte Abgänge weiter schrumpfen. Ohne Zuwande-
rung aus dem In- und Ausland werden nicht alle Bedarfe an 
Fachkräften erfüllt werden können. Vor diesem Hintergrund 
erscheint eine Verschiebung der politischen Prioritäten ange-
zeigt. Es geht nicht mehr um die Bekämpfung einer drohenden 
Massenarbeitslosigkeit, vielmehr ist die demografische Ent-
wicklung der entscheidende Flaschenhals. Es müssen erwerbs-
fähige Personen in die Region kommen, um die Arbeitsplätze 
zu besetzen, die neu geschaffen werden.

4.2  Übersicht über die Zahl der Projekte differenziert 
nach Verwendungen und die Höhe der Mittelver-
wendung differenziert nach Verwendung (Arm 1)

Auch in der Bilanz der Projekte in Arm 1 steht Brandenburg 
nicht schlecht da, wenn man die Kriterien anlegt, dass struktur-
bedeutsame wirtschaftsnahe Projekte Priorität haben und 
diese möglichst den kernbetroffenen Regionen zugutekommen 
sollten. Bis zum Ende des Jahres 2021 (Stichtag: 9. Dezember 
2021) durchliefen 50 Projekte den Qualifizierungsprozess der 
Bewilligungsbehörden des Landes Brandenburg. Diese Pro-
jekte sind mit einem Finanzvolumen von rund 1,1 Mrd. Euro 
unterlegt (vgl. Tab. 1).

Eine Auswertung nach Förderbereichen gemäß § 4(1) 
InvKG zeigt, dass 32% der Projekte im Arm 1 auf die „wirt-
schaftsnahe Infrastruktur“ entfallen, gefolgt von Projekten zur 
„Daseinsvorsorge“ sowie Projekten aus dem Förderbereich 
„Infrastrukturen für Forschung, Wissenstransfer sowie Aus- 
und Weiterbildung“.

Unterlegt man die aktuelle Liste der zur Förderung vor-
gesehenen Projekte mit den dafür eingeplanten Fördermit-
teln, ergibt sich ein weit differenzierteres Bild. Hier nimmt der 

Tab. 1
Anzahl und Fördersummen nach Förderbereichen gemäß § 4(1) InvKG (Stand: Dezember 2021)

Anzahl 
Projekte

Anteil  
(in %)

Bewilligte mittel 
(in mill. Euro)

Anteil  
(in %)

(1) Wirtschaftsnahe Infrastruktur 16 32,0   285,5 26,4

(2) Verkehrsinfrastruktur  4  8,0   131,9 12,2

(3) Infrastruktur Daseinsvorsorge 13 26,0   114,2 10,6

(4) Städtebau, Stadt- und Regionalentwicklung  1  2,0     0,5  0,1

(5) Kommunikationsinfrastruktur  1  2,0    22,1  2,0

(6) Touristische Infrastruktur  4  8,0    39,6  3,7

(7) Infrastrukturen F&E, Wissenstransfer, Aus- und Weiterbildung 10 20,0   446,9 41,3

(8) Klima- und Umweltschutz  1  2,0    40,0  3,7

Total 50 100 1 080,8 100

Quelle: Eigene Zusammenstellung, Rohdaten: Büro des Lausitzbeauftragten der StK-BB.
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Förderbereich „Infrastrukturen F&E, Wissenstransfer, Aus- und 
Weiterbildung“ den ersten Platz ein, gefolgt von der „wirt-
schaftsnahen Infrastruktur“. Hinter der herausragenden Rolle 
des Förderbereichs „Infrastruktur F&E, Wissenstransfer, Aus- 
und Weiterbildung“ steckt u. a. der Versuch, über Investitionen 
in den Wissenschaftsstandort Lausitz auch den Wirtschafts-
standort Lausitz zu stärken. Die von den Akteuren gewählte 
Schwerpunktsetzung adressiert angesichts der Schwächen des 
regionalen Innovationsgeschehens in der Lausitz ein wichtiges 
strukturelles Problem der Region.

Zusammengenommen entfallen auf die Förderbereiche 1 
„wirtschaftsnahe Infrastruktur“ und 7 „Infrastrukturen für Bil-
dung und Forschung“ 52% der zur Förderung vorgesehenen 
Projekte und rund 68% der Finanzmittel. Der überwiegende 
Teil der Bewilligungen entfällt also allein auf diese beiden 
Förderbereiche, die überproportional mit finanziellen Mitteln 
untersetzt sind.

Tabelle 2 zeigt die regionale Verteilung der bislang „qualifi-
zierten“ Projekte und der damit verbundenen Fördersummen. 
Der obere Teil von Tabelle 2 unterscheidet die Gemeinden im 
brandenburgischen Fördergebiet nach Kernbetroffenheit und 
dem übrigen Fördergebiet. Diese Unterscheidung ist geboten, 
da die Festlegung der Fördergebiete im InvKG auf der Ebene 
der Kreise und kreisfreien Städte erfolgte. Dadurch gehören 
Gemeinden zum Fördergebiet, die nicht notwendigerweise von 
den Folgen des Ausstiegs aus der Braunkohleförderung und 
-verstromung betroffen wären. Als Proxy für die Klassifizierung 
der Gemeinden innerhalb des Fördergebiets dient der Lokalisa-
tionskoeffizient für die Beschäftigung (gemessen am Wohnort) 
in den Kohleindustrien (Wirtschaftszweige 05200 Braunkohlen-
bergbau sowie 09900 Dienstleistungen für den Bergbau). Eine 
Spezialisierung liegt dann vor, wenn der Lokalisationskoeffi-
zient Werte über 1 annimmt. Zusätzlich wird ein Schwellen-
wert von 5 Beschäftigten in den Kohleindustrien verwendet. 
Nach Maßgabe dieser Definition gehört eine Gemeinde dann 
zum Kerngebiet, wenn sie einen Lokalisationskoeffizienten von 
größer als 1 aufweist und dort mehr als 5 Personen wohnen, 
die in Kohleindustrien beschäftigt sind. Insgesamt gehören 
125 Gemeinden zum brandenburgischen Fördergebiet, wovon 
38 als Kerngebiet klassifiziert werden können (30,4%). In den 
als Kerngebiet definierten Regionen leben 50% der Beschäf-
tigten des Brandenburger Fördergebiets und rund 97% der Be-
schäftigten in den Kohleindustrien (vgl. Tab. 2). Auf die nicht 
als Kerngebiet klassifizierten Gemeinden entfallen 12% der 
qualifizierten Projekte und 8% der damit verbundenen Förder-
mittel. Das Gros der Mittel kommt demnach den als Kerngebiet 
definierten Gemeinden zugute.

Unter den begünstigten Gemeinden belegt die Stadt Cott-
bus mit weitem Abstand den Spitzenrang: 42 aller bislang qua-
lifizierten Projekte sind hier verortet, die weit überproportional 
mit Fördermitteln – mehr als 60% – hinterlegt sind. Cottbus 
nimmt zweifelsohne eine Sonderrolle im Fördergebiet ein, da 
diese Gemeinde zahlreiche zentralörtliche Funktionen auf sich 
vereint. In Cottbus leben 16% der Beschäftigten im Förderge-
biet und fast 30% der Beschäftigten in den Kohleindustrien. 
Unter den Gemeinden des brandenburgischen Fördergebiets 
hat Cottbus mit weitem Abstand das höchste Gewicht bei die-
sen beiden Kenngrößen. Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass 
der überwiegende Teil der Fördermittel für den Bereich „Infra-

strukturen F&E, Wissenstransfer, Aus- und Weiterbildung“ 
(vgl. Tab. 1) eingeplant sind. Mit der örtlichen Universität re-
präsentiert Cottbus den dominanten Wissenschaftsstandort 
im Fördergebiet.

Weitere Gemeinden, die – gemessen am Anteil der Be-
schäftigung insgesamt, sowie der Beschäftigung in den Kohle-
industrien – überdurchschnittlich an der Arm-1-Förderung 
partizipieren, sind die Gemeinden Lübben, Lübbenau, Schwarz-
heide, Forst sowie Jänschwalde. Der Fall Lübben ist insofern 
bemerkenswert, da diese Gemeinde nicht als Kerngebiet klassi-
fiziert wurde. Einen hohen Anteil an der Arm-1-Förderung wei-
sen darüber hinaus die Gemeinden Großräschen, Senftenberg 
sowie Guben auf.

Auffällig sind die Ergebnisse für die Gemeinde Spremberg. 
Hier leben fast 20% der in den Kohleindustrien beschäftigten 
Personen. Spremberg gehört damit zweifellos zu den am meis-
ten vom Kohleausstieg betroffenen Gemeinden des Branden-
burger Fördergebiets.

Die Kommune partizipiert bislang allerdings nur zu einem 
vergleichsweise geringen Anteil an den Arm-1-Maßnahmen. 
Auf Spremberg entfallen 4% der qualifizierten Projekte, womit 
2% der Fördersummen verbunden sind. Relativierend zu diesem 
Befund ist festzuhalten, dass es zusätzlich zu den Arm-1-Maß-
nahmen auch noch die Arm-2-Maßnahmen gibt, die in direkter 
Verantwortung des Bundes liegen. Diese Maßnahmen konnten 
aufgrund fehlender Daten bislang keine Berücksichtigung in 
der Auswertung finden.

5 ZUSAmmENFASSUNG UND AUSBLICK

Auch in Brandenburg lässt sich in der Einzelbetrachtung nicht 
jedes Projekt zwanglos aus einer ökonomischen Lesart der 
Strukturwirksamkeit begründen. Das gilt gleichermaßen für die 
Bundesprojekte (Arm 2) wie für die Landesprojekte (Arm 1). 
So ist zum Beispiel die Ansiedlung einer Außenstelle des Robert 
Koch Institutes (RKI) mit Strukturförderungsmitteln im Dahme-
Spree-Kreis nur schwer als strukturfördernde Maßnahme für 
die Lausitz zu rechtfertigen. Sie ist aber auch nicht das Ergebnis 
der Begehrlichkeiten der Kommunen, denen das Land nicht ent-
schlossen genug einen Riegel vorgeschoben hat, sondern eine 
Festlegung des Bundes. Wenn jedoch der Bahnhof in Königs-
Wusterhausen saniert wird, dann lässt sich gut begründen, 
dass diese Maßnahme die Verkehrsanbindung der Kommunen 
in der Bergbaulausitz verbessert – auch wenn der Bahnhof 
100 km von den kernbetroffenen Regionen entfernt ist.

Auch wenn es  Ausnahmen gibt, so muss man den branden-
burgischen Akteuren nach Maßgabe der Projekte in Arm 1 attes-
tieren, dass die Mittelvergabe im Großen und Ganzen bislang 
„strukturwirksam“ erfolgt. Die Projekte sind mehrheitlich wirt-
schafts- oder zumindest wissenschaftsnah. Das gilt für die An-
zahl, aber noch sehr viel deutlicher für die Fördervolumina. 
Überdies ist die große Mehrzahl der Projekte in jenen Kommu-
nen angesiedelt, die vom Braunkohleausstieg in besonderer 
Weise betroffen sind. Und auch hier gilt: Insbesondere wegen 
der herausragenden Rolle von Cottbus beim Ausbau des Wis-
senschaftsstandortes spiegelt auch der Umfang der Mittelver-
gabe den Grad der Betroffenheit durch den Braunkohleausstieg.

Die brandenburgische Politik profitiert dabei vom Glück 
des Tüchtigen, denn es gibt in der brandenburgischen Lausitz 
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Tab. 2
Anzahl und Fördersummen nach Regionen innerhalb des brandenburgischen Fördergebiets

Gemeinde Typisierung  
Fördergebieta

Anzahl 
Projekte

Anteil

(in %)

Bewilligte 
mittel

(in mill. Euro)

Anteil

(in %)

Anteil Beschäf 
tigung Kohle 
industrien im  

Fördergebietbc

(in %)

Anteil Be 
schäftigung  

insgesamt im 
Fördergebietb

(in %)

übriges Förder-
gebiet

 6  12,0    86,6   8,0   3,1  50,0

Kerngebiet 44  88,0   994,2  92,0  96,9  50,0

Cottbus Kerngebiet 21  42,0   653,3  60,4  29,7  16,0

Königs Wusterhausen übriges Förder-
gebiet

 1   2,0     6,5   0,6   0,1   6,5

Lübben (Spreewald) übriges Förder-
gebiet

 2   4,0    44,0   4,1   0,1   2,4

Luckau übriges Förder-
gebiet

 1   2,0    22,1   2,0   0,1   1,6

Elsterwerda übriges Förder-
gebiet

 1   2,0    10,4   1,0   0,1   1,3

Massen-Niederlausitz übriges Förder-
gebiet

 1   2,0     3,5   0,3   0,0   0,3

Großräschen Kerngebiet  1   2,0    10,0   0,9   2,4   1,4

Lauchhammer Kerngebiet  1   2,0    12,3   1,1   0,8   2,3

Lübbenau/ Spreewald Kerngebiet  1   2,0    31,2   2,9   1,2   2,6

Schipkau Kerngebiet  1   2,0    15,0   1,4   1,3   1,2

Schwarzheide Kerngebiet  2   4,0    81,1   7,5   0,4   1,0

Senftenberg Kerngebiet  3   6,0    30,0   2,8   5,3   3,6

Burg (Spreewald) Kerngebiet  1   2,0    16,5   1,5   0,3   0,8

Drebkau Kerngebiet  1   2,0    19,1   1,8   3,0   1,0

Forst (Lausitz) Kerngebiet  4   8,0    41,1   3,8   6,5   2,7

Guben Kerngebiet  2   4,0    22,6   2,1   2,4   2,4

Jänschwalde Kerngebiet  1   2,0    28,6   2,6   0,8   0,3

Neiße-Malxetal Kerngebiet  1   2,0     1,7   0,2   0,8   0,3

Neuhausen/ Spree Kerngebiet  1   2,0     6,0   0,6   2,5   0,9

Peitz Kerngebiet  1   2,0     4,5   0,4   1,4   0,8

Spremberg Kerngebiet  2   4,0    21,2   2,0  19,5   3,7

Übrige Gemeinden Kerngebiet und 
übriges Förder-
gebiet

 0   0,0       0   0,0  21,2  47,0

Insgesamt 50 100,0 1 080,8 100,0 100,0 100,0

Anmerkungen: a) Gemeinden mit mehr als 5 Beschäftigtenb in Kohleindustrienc und einem Lokalisationskoeffizienten der Beschäftigung in 
den Kohleindustrienc > 1. – b) Gemessen am Wohnort. – c) Wirtschaftszweige 05200 Braunkohlenbergbau sowie 09900 Dienstleistungen für 
den Bergbau.

Quelle: Eigene Zusammenstellung, Rohdaten: Förderdaten: Büro des Lausitzbeauftragten der StK-BB, Arbeitsmarktdaten: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung.
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zwei Besonderheiten, die es so in der sächsischen Lausitz nicht 
gibt: Mit einer technischen Universität an einem zentralen Ort 
wie Cottbus bietet sie andere Möglichkeiten, kritische Massen 
an einem Ort mit Blick auf die Entwicklung des regionalen Inno-
vationssystems aufzubauen, als das in Görlitz und in Zittau 
möglich ist. Diese Möglichkeiten werden durch die Bildung einer 
Innovationsachse von Berlin-Adlershof bis nach Cottbus und die 
Bildung des Lausitz Science Parks politisch bereits adressiert.

Die Region ist zudem Nettoprofiteur einer geografischen 
Neuverteilung der Wirtschaftsaktivitäten im Zeichen des ökolo-
gischen Strukturwandels. Die Anfragen von industriellen An-
siedlungen mit einem solchen Profil bei der Wirtschaftsförde-
rung Land Brandenburg sind in den letzten Jahren signifikant 
gestiegen, und das betrifft keineswegs nur Tesla. Die branden-
burgische Lausitz hat im Unterschied zum Stadtrand von Berlin 
mit großen Gewerbeflächen – die allerdings noch entwickelt 
werden müssen – und einem sichtbaren Anknüpfungspunkt in 
der Wissenschaft mit der BTU eine echte Chance, von dieser 
Entwicklung zu profitieren.
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1  Gemeint sind hier die Finanzhilfen im Umfang von 14 Mrd. Euro, die der 
Bund den Ländern Nordrhein-Westfalen, Brandenburg, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt für die Braunkohlereviere zur Verfügung stellt. Auf das 
Land Brandenburg entfallen 3,6 Mrd. Euro.

2  Im Sommer 2020 hat die brandenburgische Landesregierung die Wirt-
schaftsregion Lausitz GmbH (WRL) als Landesstrukturentwicklungsge-
sellschaft eingesetzt. Ihre Aufgabe besteht darin, den Einsatz der Finanz-
hilfen für den brandenburgischen Teil zu koordinieren und zu begleiten. 
Die WRL setzt diese Aufgabe im Rahmen eines sogenannten „Werkstatt-
prozesses“ um. Ziel dieses Prozesses ist es, nur diejenigen Projekte aus-
zuwählen und weiterzuentwickeln, die einen substantiellen Beitrag zur 
Lösung der Strukturwandelprobleme liefern.

3  Gemeint sind hier die Maßnahmen des Bundes, die ergänzend zu den 
Landesmaßnahmen des Arms 1 zur Anwendung kommen (Kapitel 3 und 4 
InvKG). Hierunter fallen weitere Maßnahmen im Zuständigkeitsbereich 
des Bundes sowie Investitionen in Bundesfernstraßen und Bundes-
schienenwege.
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Gesamtwirtschaftliche ifo Kapazitätsaus
lastungen für die deutschen Bundesländer

Konjunkturelle Analysen auf der Ebene der deutschen Bundesländer sind aufgrund des Fehlens zentraler 
Konjunkturindikatoren nur eingeschränkt bis gar nicht möglich. In diesem Beitrag präsentieren wir eine 
gesamtwirtschaftliche ifo Kapazitätsauslastung für die Bundesländer und erweitern damit die regionale 
Datenbasis in Deutschland. Daraus lassen sich zwei zentrale Erkenntnisse gewinnen. Erstens unterscheiden 
sich die konjunkturellen Entwicklungen in den einzelnen Bundesländern teilweise erheblich. Zweitens zeigt 
sich ein hoher Gleichlauf zwischen der ifo Kapazitätsauslastung und einer geschätzten Produktionslücke 
auf der Ebene der Bundesländer. Da die ifo Daten keinen nennenswerten Revisionen unterliegen, könnte 
der neue Indikator auch für eine zeitnahe und einfach nachvollziehbare Berechnung der strukturellen 
Finanzierungssalden der Bundesländer herangezogen werden.

EINLEITUNG

Die zeitnahe Messung konjunktureller Besonderheiten auf der 
Ebene der Bundesländer gestaltet sich gemeinhin als schwie-
rig. Zentrale Indikatoren wie der Produktionsindex oder das 
vierteljährliche Bruttoinlandsprodukt werden entweder nicht 
flächendeckend oder überhaupt nicht veröffentlicht bzw. er-
hoben. Abhilfe schaffen dabei entweder zeitnahe Befragungs-
daten (vgl. Lehmann et al. 2019) oder eigene Schätzungen (vgl. 
Lehmann und Wikman 2022). Diese Daten schließen zwar be-
reits einen Teil der vorhandenen Lücke, der Auslastungsgrad 
der regionalen Wirtschaft kann damit aber nur schwer abge-
bildet werden. Jedoch ist die Kapazitätsauslastung eine wich-
tige Größe für die Konjunkturanalyse und nimmt auch in diver-
sen theoretischen Überlegungen eine zentrale Rolle ein.

Wohlrabe und Wollmershäuser (2017) haben ein gesamt-
wirtschaftliches Kapazitätsauslastungsmaß für Deutschland 
auf Basis der vom ifo Institut erhobenenen Befragungsdaten 
vorgeschlagen. Im vorliegenden Beitrag erweitern wir diesen 
Blickwinkel und stellen die ifo Kapazitätsauslastung und den 
ifo Auslastungsgrad für die deutschen Bundesländer bzw. 
Länderaggregate vor. Damit erweitern wir das Datenangebot 
für die regionale Ebene in Deutschland und tragen mit den 
Analysen zum Verständnis regionaler Wirtschaftsaktivität so-
wie deren Schwankung bei.

BERECHNUNG DER GESAmTWIRTSCHAFTLICHEN 
IFO KAPAZITÄTSAUSLASTUNG

Die Basis für unsere Analysen bilden die monatlich vom ifo Ins-
titut durchgeführten Konjunkturumfragen, deren Indikatoren 
sich vor allem für diverse prognostische Zwecke eignen (vgl. 
Lehmann 2020). Aus dieser entspringt der wichtigste Seismo-
graph für die Entwicklung der deutschen Wirtschaft: das ifo 
Geschäftsklima Deutschland (vgl. Sauer und Wohlrabe 2018).

Die Kapazitätsauslastung wird in den aggregierten Wirt-
schaftsbereichen Verarbeitendes Gewerbe, Bauhauptgewerbe 
und Dienstleistungen abgefragt. Dabei unterscheiden sich die 

Fragestellungen je nach Bereich. Im Verarbeitenden Gewerbe 
lautet die Fragestellung jeweils im ersten Monat des Quar-
tals: „Die Ausnutzung unserer Anlagen (betriebsübliche Auslas-
tung = 100%) beträgt gegenwärtig __%.“ Im Bauhauptgewerbe 
wird dagegen nicht nach Anlagen, sondern nach Maschinen-
kapazitäten gefragt. Zudem wird die Kapazitätsauslastung hier 
monatlich erhoben: „Die Ausnutzung unserer Maschinenkapa-
zität (betriebsübliche Vollausnutzung = 100%) beträgt gegen-
wärtig __%.“ Bei den Dienstleistern erfolgt die Abfrage eben-
falls im ersten Monat eines jeden Quartals. Hier ist die Frage 
jedoch anders aufgebaut als in den zuvor benannten Bereichen: 
„Könnten Sie gegenwärtig eine zunehmende Nachfrage mit den 
in Ihrem Unternehmen vorhandenen Kapazitäten bedienen?“ 
Falls diese Frage mit „Ja“ beantwortet wird, werden die Be-
fragungsteilnehmer gebeten, folgende Anschlussfrage zu be-
antworten: „Wir könnten unsere Geschäftstätigkeit um __% 
ausweiten.“

Während die Kapazitätsauslastung im Verarbeitenden Ge-
werbe sowie im Bauhauptgewerbe also direkt abgefragt wird, 
muss sie bei den Dienstleistern zunächst noch anhand folgen-
der Vorgehensweise ermittelt werden: Ist die Antwort auf die 
erste Teilfrage „Nein“, dann wird die Kapazitätsauslastung (KA) 
für dieses Unternehmen mit 100% angegeben. Antwortet ein 
Unternehmen hingegen mit „Ja“ und gibt eine mögliche Aus-
weitung um einen gewissen Prozentbetrag x an, so wird die 
Kapazitätsauslastung durch KA=100/(1+ x/100)% bestimmt.

Die verschiedenen regionalen Kapazitätsauslastungen 
werden ermittelt, indem lediglich die Antworten der Unterneh-
men aus den entsprechenden Bundesländern und Regionen 
Berücksichtigung finden. Die Repräsentativität der regionalen 
ifo Umfragen ist nicht vollumfänglich für alle 16 Bundesländer 
gewährleistet. Repräsentative Auswertungen sind möglich für 
Baden-Württemberg, Bayern, Hessen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen und Sachsen. Alle anderen Bundesländer 

*  Dr. Robert Lehmann ist wissenschaftliche Mitarbeiter, Stefan Sauer ist wissen-
schaftlicher Referent, Dr. Klaus Wohlrabe und Prof. Dr. Timo Wollmershäuser 
sind stellvertretende Leiter des ifo Zentrums für Makroökonomik und Befra-
gungen am ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der 
Universität München e. V.
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müssen in diversen Gruppen zusammengefasst werden, um 
verlässliche Aussagen gewährleisten zu können. Diese Gruppen 
sind: Norddeutschland (Bremen, Hamburg, Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein), Nord-Ost-Deutschland (Berlin, Branden-
burg und Mecklenburg-Vorpommern), Mitteldeutschland (Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Thüringen) sowie Rheinland-Pfalz 
zusammen mit dem Saarland.

Die Aggregation der Unternehmensantworten zu Wirt-
schaftsbereichen bzw. zur Kapazitätsauslastung in der Ge-
samtwirtschaft erfolgt dabei analog zur Vorgehensweise bei 
anderen ifo Indikatoren wie bspw. dem ifo Geschäftsklima 
Deutschland (vgl. Sauer und Wohlrabe 2020). Alle Antworten 
der Unternehmen werden dabei zunächst anhand der Firmen-
größe gewichtet und damit Durchschnittswerte auf der Ebene 
der so genannten Zweisteller der aktuellen Wirtschaftszweig-
klassifikation berechnet (vgl. Statistisches Bundesamt 2008). 
Anschließend werden die Werte für die Zweisteller zu den 
Wirtschaftsbereichen hochgerechnet, indem jeder Bereich 
ein Gewicht erhält, welches seinem Anteil an der regionalen 
Bruttowertschöpfung (BWS) entspricht.

Da für die Bundesländer keine Bruttowertschöpfungsan-
gaben nach Zweistellern öffentlich zugänglich sind, mussten 
wir diese für die vorliegende Analyse mit nachfolgendem Vor-
gehen approximieren. Formal ergibt sich die BWS des Zwei-
stellers j in Bundesland i und Jahr t wie folgt:

BWSi,j,t = PRODD,j,t * SVBi,j,t.
Zunächst haben wir eine wirtschaftsbereichspezifische Pro-
duktivität für Deutschland (PRODD,j,t), gemessen als nominale 
BWS je Beschäftigten, berechnet. Im Anschluss haben wir diese 
Produktivität mit der wirtschaftsbereichspezifischen sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung je Bundesland (SVBi,j,t) 
multipliziert, um die regionale BWS zu erhalten.1 Unter Zuhilfe-
nahme dieser Angaben konnten abschließend die zuvor ge-
nannten Gewichte errechnet werden.

Die ifo Kapazitätsauslastung für die Gesamtwirtschaft 
setzt sich aus den Werten der drei Bereiche Verarbeitendes 
Gewerbe, Bauhauptgewerbe und Dienstleistungen zusammen. 
Dabei handelt es sich um Zeitreihen mit Quartalsfrequenz für 
den Zeitraum vom zweiten Quartal 2011 bis derzeit zum ersten 
Quartal 2022. Da die Kapazitätsfrage bei den Dienstleistern erst 
seit 2011 gestellt wird, erfolgt die Berechnung ausschließlich für 
diesen Zeitraum. Auf eine Rückrechnung im Stile von Wohlrabe 
und Wollmershäuser (2017) wird an dieser Stelle verzichtet. Im 
Bauhauptgewerbe liegen zwar Monatswerte vor, aus Gründen 
der Vergleichbarkeit werden hier aber wie in den anderen bei-
den Wirtschaftsbereichen nur die Werte des ersten Monats 
eines jeden Quartals herangezogen. Die Gewichte dieser drei 
Wirtschaftsbereiche unterscheiden sich ebenfalls zwischen 
den Bundesländern bzw. für Gesamtdeutschland und richten 
sich abermals nach der jeweiligen regionalen BWS. Die zu-
grundeliegenden Daten können aus der aktuellen Publikation 
des Arbeitskreises Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 
(VGR) der Länder entnommen werden (vgl. Arbeitskreis VGR 
der Länder 2022).

Um saisonale Effekte aus den Zeitreihen zu entfernen, wer-
den im letzten Schritt alle Kapazitätsauslastungsindikatoren 
einer Saisonbereinigung mit dem X-13ARIMA-SEATS Verfahren 
unterzogen. Näheres zur genauen Vorgehensweise ist in Sauer 
und Wohlrabe (2015) beschrieben. Die Abbildungen 1 und 2 

zeigen die ifo Kapazitätsauslastungen der einzelnen Bundes-
länder bzw. Länderaggregate zusammen mit dem Indikator für 
Deutschland insgesamt; Tabelle 1 präsentiert die deskriptiven 
Statistiken. Die beiden Abbildungen offenbaren bereits erste 
Heterogenitäten zwischen den Bundesländern. Abbildung 1 
zeigt, dass die gesamtdeutsche Entwicklung maßgeblich durch 
die wirtschaftsstarken Bundesländer Bayern und Baden-Würt-
temberg bzw. das einwohnerstärkste Bundesland Nordrhein-
Westfalen bestimmt wird. Jedoch zeigt sich im Falle von Bay-
ern, dass der erste Lockdown im Zuge der Corona-Pandemie 
hier deutlich tiefere Spuren in der gesamtwirtschaftlichen Kapa-
zitätsauslastung hinterlassen hat als in Deutschland insgesamt.

Die Entwicklung in Nordrhein-Westfalen ist annähernd 
deckungsgleich zur gesamtdeutschen Entwicklung, wie aus Ab-
bildung 2 ersichtlich. In anderen Regionen wie bspw. Mittel-
deutschland oder Rheinland-Pfalz und Saarland hingegen fiel 
der Rückgang absolut gesehen geringer aus (vgl. auch die mini-
male Ausprägung für beide Aggregate in Tabelle 1). Zudem fällt 
auf, dass Unternehmen in einigen Regionen wie bspw. Nord-
deutschland insgesamt eine höhere Kapazitätsauslastung be-
richten als für das gesamtdeutsche Aggregat, was durch die 
unterschiedlichen Mittelwerte zum Ausdruck kommt.

Unterschiede zwischen den Regionen zeigen sich ebenfalls 
am Ende des Betrachtungszeitraums. Während einige Bundes-
länder bereits nahe an einer Kapazitätsauslastung von vor der 
Coronakrise liegen (z. B. Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz 
und Saarland oder Sachsen), hinken bspw. Bayern und Nieder-
sachsen hier noch deutlich hinterher.

Diese Feststellungen werfen die Frage nach dem Stand im 
bundeslandspezifischen Konjunkturzyklus und dem zyklischen 
Verhalten der regionalen Wirtschaftsaktivität auf. Hierfür wer-
den im nachfolgenden Abschnitt die gesamtwirtschaftlichen 
Aulastungsgrade der Regionen näher betrachtet und mitein-
ander verglichen.

GESAmTWIRTSCHAFTLICHER IFO AUSLASTUNGS
GRAD

Für die Bestimmung des gesamtwirtschaftlichen Auslastungs-
grades einer Region folgen wir der Vorgehensweise von Göttert 
und Wollmershäuser (2021). Hierzu werden die einzelnen Ka-
pazitätsauslastungsreihen um ihren langfristigen Mittelwert 
bereinigt. Auslastungsgrade größer als Null definieren Über-
auslastungen und Auslastungsgrade kleiner Null entsprechen 
Unterauslastungen der wirtschaftlichen Aktivität einer Region. 
Ein Vorteil ist zudem, dass regionale Niveauunterschiede in der 
ifo Kapazitätsauslastung ausgeschaltet werden. Die Abbildun-
gen 3 und 4 zeigen die Auslastungsgrade der Bundesländer 
bzw. Länderaggregate.

Im Vergleich zu den beiden Abbildungen zur Kapazitäts-
auslastung offenbaren die Auslastungsgrade noch stärkere 
Unterschiede zwischen den Bundesländern und damit den 
regionalen Konjunkturzyklen. So weisen bspw. Baden-Würt-
temberg, Bayern, Niedersachsen und Norddeutschland eine 
deutlich kräftigere Unterauslastung ihrer Wirtschaftsaktivität 
im Zuge des ersten Lockdowns während der Corona-Pandemie 
auf. Im Vergleich zu Deutschland zeigen diese Regionen jedoch 
eine stärkere oder gleiche Überauslastung in der Zeit des Auf-
schwungs zwischen 2017 und Anfang 2019. Andere Regionen 
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wie Nord-Ost-Deutschland, Mitteldeutschland oder das Ag-
gregat aus Rheinland-Pfalz und Saarland offenbaren einen 
deutlich geringeren Grad an Unterauslastung während der 
Corona-Pandemie.

Die Heterogenität in den Auslastungsgraden der Regionen 
wird nachfolgend mit einfachen Korrelationen näher unter-
sucht. Tabelle 2 präsentiert die Korrelationskoeffizienten der 
Auslastungsgrade zwischen den Bundesländern bzw. Länder-
aggregaten und Deutschland insgesamt. Wie bereits vermutet, 
zeigen sich die stärksten Zusammenhänge mit dem deutschen 
Auslastungsgrad für Bayern (0,98), Baden-Württemberg (0,96) 
und Nordrhein-Westfalen (0,95). Zu einem ähnlichen Ergebnis 
kommen auch Lehmann und Wikman (2022). Die geringsten 
Korrelationen offenbaren sich für das Aggregat Rheinland-Pfalz 
und Saarland (0,66), Hessen (0,84) und Nord-Ost-Deutschland 
(0,84), wenngleich die Korrelationen absolut gesehen als sehr 
hoch bezeichnet werden können.

Zwischen den Bundesländern zeigen sich die stärksten 
Zusammenhänge für Baden-Württemberg und Bayern (0,95), 
was aufgrund der geografischen Nähe und einer ähnlichen 
wirtschaftlichen Struktur nicht verwundert. Aber auch Bayern/
Niedersachsen (0,91), Baden-Württemberg/Nordrhein-West-
falen (0,91) und Bayern/Sachsen (0,82) weisen kräftige Zusam-
menhänge auf. Die ostdeutschen Bundesländer (hier angegeben 
als die Aggregate Mitteldeutschland und Nord-Ost-Deutsch-
land) sowie Rheinland-Pfalz und Saarland zeigen insgesamt 
die geringsten Korrelationen mit den übrigen Bundesländern 
bzw. Länderaggregaten.

Abschließend soll untersucht werden, ob die regionalen 
ifo Kapazitätsauslastungen bzw. Auslastungsgrade auch als 
Maße für regionale Produktionslücken, also der Abweichung 
des Bruttoinlandsprodukts vom Produktionspotenzial, dienen. 
Wohlrabe und Wollmershäuser (2017) konnten dies bereits für 
Deutschland insgesamt bestätigen. Ihre Produktionslücke war 

Abb. 1
ifo Kapazitätsauslastung für die Bundesländer I 
Gesamtwirtschaft (Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe, Einzel- und Großhandel, Dienstleistungen)

Norddeutschland: Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein. Mitteldeutschland: Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen.

Quelle: ifo Konjunkturumfrage. © ifo Institut
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Abb. 2
ifo Kapazitätsauslastung für die Bundesländer II 
Gesamtwirtschaft (Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe, Einzel- und Großhandel, Dienstleistungen)

Nord-Ost-Deutschland: Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern.

Quelle: ifo Konjunkturumfrage. © ifo Institut
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Tab. 1
Deskriptive Statistiken zu den ifo Kapazitätsauslastungen der Bundesländer

Bundesland / Aggregat mW 
(in %)

STD 
(in p.p.)

min 
(in %)

max 
(in %)

Baden-Württemberg 87,1 2,5 76,8 90,5

Bayern 86,3 2,8 74,8 90,1

Hessen 86,5 1,9 81,0 89,2

Mitteldeutschland 86,2 1,8 81,8 89,7

Norddeutschland 88,0 2,0 78,0 90,1

Niedersachsen 88,5 2,0 77,7 90,8

Nord-Ost-Deutschland 86,4 1,8 81,8 89,9

Nordrhein-Westfalen 86,6 1,8 80,1 89,3

Rheinland-Pfalz, Saarland 86,1 2,0 82,1 90,1

Sachsen 86,9 1,8 81,1 90,2

Deutschland 86,4 1,9 78,7 89,0

Anmerkung: Mitteldeutschland: Sachsen, Saschsen-Anhalt, Thüringen, Norddeutschland: Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein, Nord-Ost-Deutschland: Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, MW: Mittelwert, STD: Standardabweichung. Die deskriptiven 
Statistiken beruhen auf dem Zeitraum zweites Quartal 2011 bis erstes Quartal 2022.

Quelle: ifo Konjunkturumfrage, Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut
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aus der ifo Sommerprognose 2017 entnommen und basiert 
auf theoretischen Produktionsfunktionsansätzen, welche mit 
deutschen Daten geschätzt wurden. Solche Verfahren liegen 
derzeit nicht für die Bundesländer vor, da bislang quartals-
mäßige Angaben zum preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt 
der Bundesländer fehlten. Lehmann und Wikman (2022) schlie-
ßen diese Lücke und stellen diese Daten derzeit bis zum vier-
ten Quartal 2020 zur Verfügung. Die Filterung des Trends und 
die Berechnung der resultierenden Produktionslücke erfolgt 
dabei mit dem Verfahren von Müller und Watson (2020). Der 
Trend wird hierbei als langfristige Schwankung in der wirt-
schaftlichen Aktivität modelliert, wobei langfristig in unserem 
Falle Zyklen mit einer Länge von mehr als 40 Quartalen bzw. 
10 Jahren entspricht. In den Abbildungen 3 und 4 sind die ge-
schätzten Produktionslücken als graue Balken dargestellt. 
Insgesamt offenbart sich grafisch ein sehr starker Zusam-
menhang zwischen den ifo Auslastungsgraden und den ge-
schätzten Produktionslücken.

Untermauert wird der grafische Zusammenhang durch die 
in Tabelle 3 präsentierten Korrelationskoeffizienten zwischen 
den ifo Auslastungsgraden der Bundesländer und den geschätz-
ten Produktionslücken. Analog zu Wohlrabe und Wollmers-
häuser (2017) besteht auch in unserem Falle für Deutschland 
ingesamt eine hohe Korrelation zwischen dem ifo Auslastungs-
grad und der geschätzten Produktionslücke (0,89). Auch für die 
Bundesländer bzw. die Länderaggregate können Korrelations-
koeffizienten größer als 0,67 (Mittelstdeutschland) festgestellt 
werden. Die stärksten Zusammenhänge finden sich dabei für 
Norddeutschland (0,88), Bayern (0,87) und Baden-Württem-
berg (0,86). Neben Mitteldeutschland zeigen sich mit Korrela-
tionskoeffizienten von 0,68 und 0,69 die relativ geringsten 
Zusammenhänge für Hessen und Rheinland-Pfalz, Saarland. 
Insgesamt kann festgehalten werden, dass die regionalen ifo 
Auslastungsgrade wichtige neue Bestandteile für die regionale 
Konjunkturanalyse darstellen und die regionalen Produktions-
lücken adäquat abbilden.

Abb. 3
ifo Auslastungsgrad der Bundesländer und geschätzte Produktionslücke I 
Abweichungen vom langfristigen Mittelwert bzw. Abweichung vom geschätzten Trend des Bruttoinlandsprodukts

Norddeutschland: Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein. Mitteldeutschland: Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen.
Quelle: ifo Konjunkturumfrage, Lehmann und Wikman (2022), Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut
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FAZIT

Bislang konnten Aussagen über den Auslastungsgrad der regio-
nalen Wirtschaftsaktivität nicht bzw. nur unzureichend formu-
liert werden. Mit der Regionalisierung der gesamtwirtschaft-
lichen ifo Kapazitätsauslastung stehen der Öffentlichkeit nun 
neue Indikatoren für die regionale Konjunkturanalyse zur Ver-
fügung. Aus der vorliegenden Studie lassen sich zwei zentrale 
Erkenntnisse gewinnen. Erstens unterscheiden sich die kon-
junkturellen Entwicklungen in den einzelnen Bundesländern 
teilweise erheblich. Zweitens zeigt sich ein hoher Gleichlauf 
zwischen den regionalen ifo Kapazitätsauslastungen bzw. Aus-
lastungsgraden und den aus modernen Zeitreihenverfahren 
abgeleiteten regionalen Produktionslücken. Neben der Datie-
rung und Beurteilung der regionalen zyklischen Wirtschafts-
aktivität bspw. in Form von Wendepunkten könnten die neuen 
Indikatoren auch für eine zeitnahe und einfach nachvollzieh-

bare Berechnung der strukturellen Finanzierungssalden der 
Bundesländer herangezogen werden (vgl. Göttert und Woll-
mershäuser 2021 für eine Anwendung auf europäischer Ebene).
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und Bundesland kann auf der Internetpräsenz der Bundesagentur für Arbeit 
heruntergeladen werden. Die statistischen Hefte finden sich hier: https://
statistik.arbeitsagentur.de/SiteGlobals/Forms/Suche/Einzelheftsuche_
Formular.html?nn=20898&topic_f=beschaeftigung-sozbe-wz-heft.

Tab. 2
Korrelationen zwischen den ifo Auslastungsgraden der Bundesländer

BW BY HE mD ND NI NO NW RS SN D

BW 1,00 0,95 0,80 0,81 0,92 0,86 0,77 0,91 0,69 0,81 0,96

BY 1,00 0,83 0,82 0,94 0,91 0,79 0,90 0,69 0,82 0,98

HE 1,00 0,60 0,79 0,72 0,73 0,74 0,38 0,59 0,84

mD 1,00 0,73 0,70 0,71 0,85 0,83 0,94 0,85

ND 1,00 0,96 0,67 0,85 0,58 0,78 0,94

NI 1,00 0,59 0,80 0,58 0,77 0,89

NO 1,00 0,79 0,49 0,66 0,84

NW 1,00 0,64 0,79 0,95

RS 1,00 0,80 0,66

SN 1,00 0,84

D 1,00

Anmerkung: BW: Baden-Württemberg, BY: Bayern, HE: Hessen, MD: Mitteldeutschland (Sachsen, Saschsen-Anhalt, Thüringen), ND: Nord-
deutschland (Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein), NI: Niedersachsen, NO: Nord-Ost-Deutschland (Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern), NW: Nordrhein-Westfalen, RS: Rheinland-Pfalz und Saarland, SN: Sachsen, D: Deutschland. Die Korrelationen 
beruhen auf dem Zeitraum zweites Quartal 2011 bis erstes Quartal 2022.

Quelle: ifo Konjunkturumfrage, Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut

Tab. 3
Korrelationen zwischen ifo Auslastungsgrad und geschätzter Produktionslücke

Bundesland / Aggregat Korrelation Bundesland / Aggregat Korrelation

Baden-Württemberg 0,86 Niedersachsen 0,83

Bayern 0,87 Nord-Ost-Deutschland 0,70

Hessen 0,68 Nordrhein-Westfalen 0,84

Mitteldeutschland 0,67 Rheinland-Pfalz, Saarland 0,69

Norddeutschland 0,88 Sachsen 0,75

Nachrichtlich Korrelation Deutschland: 0,89

Anmerkung: Mitteldeutschland: Sachsen, Saschsen-Anhalt, Thüringen, Norddeutschland: Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-
Holstein, Nord-Ost-Deutschland: Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern. Die Korrelationen beruhen auf dem Zeitraum zweites 
Quartal 2011 bis viertes Quartal 2020.

Quelle: ifo Konjunkturumfrage, Lehmann und Wikman (2022), Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut
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Joachim Ragnitz*

Was ist die ostdeutsche Transformations
erfahrung heute noch wert?

Oft wird kritisiert, dass die von den Ostdeutschen während und nach der Wiedervereinigung erworbene 
„Transformationskompetenz“ in der heutigen politischen und gesellschaftlichen Realität Deutschlands zu 
wenig Beachtung findet. Es spricht allerdings wenig für die Vermutung, dass die Transformationserfah
rungen der Wendezeit heute noch so weit tragen, dass Ostdeutschland besonders prädestiniert dafür sei, 
die anstehenden Herausforderungen beispielsweise aus dem Klimawandel oder der demographischen 
Entwicklung besser zu bewältigen als andere Regionen in Deutschland.

Immer wieder wird beklagt, dass die „Transformationskompe-
tenz“ der Ostdeutschen in der heutigen politischen und gesell-
schaftlichen Realität Deutschlands zu wenig Beachtung finde. 
Vor allem Vertreter des „Netzwerks 3te Generation Ost“, das für 
sich in Anspruch nimmt, den „jungen“ Osten (also die Genera-
tion der zwischen 1975 und 1985 Geborenen) zu repräsentieren, 
vertritt die These, dass die Erfahrungen der noch in der DDR 
geborenen, aber zur Zeit der „Wende“ sozialisierten Menschen 
ein besonderes Asset seien, das auch mit Blick auf die anste-
henden Veränderungen viel besser genutzt werden sollte.1 Ge-
rade die Umbruchserfahrungen der Vergangenheit würden 
nämlich Erfahrungsvorsprünge generieren und damit Ost-
deutschland dazu prädestinieren, den anstehenden Struktur-
wandel in Wirtschaft und Gesellschaft besser bewältigen zu 
können als dies in weiten Teilen Westdeutschlands der Fall sei. 
Auch der Ostbeauftragte der Bundesregierung hat diese Argu-
mentation offenkundig übernommen: „Besonders die Trans-
formationserfahrungen der Ostdeutschen und der Menschen 
Mittelosteuropas erfahren [mit dem Zukunftszentrum für Deut-
sche Einheit und Europäische Transformation] endlich auch 
eine größere Würdigung. Wir können als Gesellschaft viel von 
ihnen lernen!“.2

Das „Netzwerk 3te Generation Ost“ definiert Transforma-
tionskompetenz wie folgt: „Transformationskompetenz ist eine 
Reaktion auf eine individuelle Pertubation aufgrund einer Wan-
delsituation, die mit einer fallabhängigen Varianz nachweisbar 
ist. Der sich anschließende Prozess des Umgangs mit dieser 
Situation schafft möglicherweise eine Dispositionsanhäufung, 
welche durch ihren vergleichbaren Ursprung absehbar ähnli-
che Verhaltensweisen zeitigen kann. Aus der gezielten Schaf-
fung eines Reflexionsraumes kann eine nachträgliche Durch-
dringung der erlebten Transformationsereignisse stattfinden. 
Dadurch entsteht ein Bewusstsein für die persönlichen Hand-
lungen zur Gestaltung der neuen Situation und den ihnen zu 
Grunde liegenden Kompetenzen. Die reflexive Bewusstwerdung 
(Lernen) der eigenen Transformationserfahrung und -kompe-
tenz fördert somit möglicherweise einen gezielteren Umgang 
mit zukünftigen Wandelsituationen.” In verständliches Deutsch 
übersetzt heißt das: Große Umbrüche (wie der Systemwechsel 
im Zuge der deutschen Vereinigung) setzen Lernprozesse in 

Kraft, die einem in späteren Umbruchsituationen nutzen kön-
nen. Es sei einmal dahingestellt, ob dies auch für Personen 
gilt, die 1989/90 noch halbe Kinder waren; auf jeden Fall steht 
die Behauptung einer besonderen Transformationskompetenz 
der Ostdeutschen in eigentümlichem Kontrast zu der noch vor 
wenigen Jahren gängigen These, dass viele Menschen in Ost-
deutschland infolge der einheitsbedingten Entwertung ihrer 
Lebensleistung, der Erfahrung einer „Kolonialisierung“ und der 
Überforderung durch das neue System traumatisiert gewesen 
seien und gerade dies auch an ihre Kinder übertragen hätten.3 
Wahrscheinlich liegt die Wahrheit in der Mitte; pauschale Zu-
schreibungen jedenfalls werden auch der starken Ausdifferen-
zierung der (wirtschaftlichen und gesellschaftlichen) Situation 
in Ostdeutschland nicht gerecht. Und ohnehin fragt man sich, 
weshalb nur die Ostdeutschen, nicht aber beispielsweise Flücht-
linge aus Kriegsgebieten oder Überlebende von Naturkatastro-
phen diese besondere Transformationskompetenz aufweisen 
sollten. Vermutlich handelt es sich also bei der Beschwörung 
der ostdeutschen Transformationserfahrungen eher um die 
Schaffung eines positiven Narrativs zur Beruhigung der Men-
schen hier, die zumindest zum Teil die anstehenden Transfor-
mationen eher als Bedrohung denn als Bereicherung ihres 
Lebens ansehen.

Das Erfordernis einer Anpassung an gravierende Änderun-
gen der (wirtschaftlichen) Rahmenbedingungen, das ist mit 
„Transformation“ wohl gemeint, ergibt sich aktuell vor allem 
aus drei Entwicklungen: Zum ersten den Notwendigkeiten des 
Klimaschutzes, die (zusammen mit der aktuell auch kriegs- und 
sanktionsbedingten Verteuerung von Energie) einen Umbau 
der Energieversorgung und darüber hinaus eine Umstellung der 
Produktionsweise in vielen Bereichen erzwingen. Bestimmte 
Produktionen (z. B. Verbrennungsmotoren in Kfz) werden des-
halb über kurz oder lang verschwinden und durch andere Pro-
duktionen (z. B. Elektromotoren) ersetzt werden, was wiede-
rum auch zu Änderungen der in der Vergangenheit etablierten 
Wertschöpfungsketten führt. Die zweite große Transformation, 
man mag es kaum noch einmal wiederholen, resultiert aus der 

*  Prof. Dr. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Geschäftsführer der Nieder-
lassung Dresden des ifo Instituts – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung 
an der Universität München e. V.
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demografischen Entwicklung, die in den nächsten Jahren zu 
einem massiven Mangel an Arbeitskräften nicht nur in Ost-
deutschland führen wird. Dies lässt sich nur durch Rationalisie-
rung, also durch eine im Vergleich zu heute sehr viel kapitalin-
tensivere Produktionsweise auffangen. Eng damit verbunden 
ist schließlich – drittens – der zu erwartende Digitalisierungs-
schub in allen Bereichen von Wirtschaft und Gesellschaft, der 
Produktionsprozesse revolutionieren kann und der ebenfalls 
höhere Anforderungen an Qualifikation und Umstellungsbe-
reitschaft der Beschäftigten in vielen Bereichen stellen wird.

Der Mechanismus, der die Anpassung erzwingt, ist in allen 
drei Fällen der gleiche, nämlich ein Wertverlust bestehender 
Produktionstechnologien (weil die Preise für Energie oder für 
Arbeit steigen oder weil die Absatzpreise für traditionell her-
gestellte Produkte sinken). Aus ökonomischer Sicht ist gerade 
dieser Wertverlust auch der Treiber für die Umstellung, denn 
gewinnorientierte Unternehmen suchen dann nach Möglich-
keiten, sich an die marktlichen Zwänge anzupassen, und sie 
werden es auch tun. Die Anpassung ist dabei um so leichter 
möglich, je mehr Zeit hierfür eingeräumt wird; kurzfristig sind 
Produktionsstrukturen nur schwer veränderbar, so dass ein zu 
schneller Transformationszwang mit hohen sozialen Kosten 
(z. B. in Form von Arbeitslosigkeit) einhergehen kann. Aber 
unabhängig davon kostet eine Umstellung von Produktions-
strukturen und -technologien im Regelfall Geld, so z. B. für 
Investitionen in neue Ausrüstungsgüter oder in Forschung und 
Entwicklung. Dementsprechend werden sich vor allem jene 
Unternehmen besonders gut anpassen können, die hohe finan-
zielle Reserven haben oder sich zumindest aufgrund guter 
Bonität Fremdkapital in ausreichendem Umfang beschaffen 
können. Das aber sind typischerweise nicht die zumeist kleine-
ren ostdeutschen Unternehmen, sondern eher westdeutsche 
(und ausländische) Großunternehmen. Und es sind innovative 
Anstrengungen notwendig, die typischerweise mit jüngeren, 
gut qualifizierten Beschäftigten in Verbindung gebracht wer-
den. Aber Ostdeutschland ist massiv überaltert, und aus vielen 
Regionen sind gut qualifizierte Menschen in den letzten Jahren 
mangels Perspektiven abgewandert und werden auch nicht 
wiederkommen. Viele Menschen scheinen wohl auch eher 
„strukturkonservativ“ und deswegen nicht unbedingt bereit 
zu sein, neue Wagnisse – und Innovationen sind immer ein 
Wagnis – einzugehen. Insoweit ist es nicht so recht erkennbar, 
weshalb Ostdeutschland bzw. den dort lebenden Menschen 
eine höhere Transformationskompetenz zukommen sollte.

Hinzu kommt, dass es a priori vielfach unsicher ist, welche 
neuen Marktlösungen sich durchsetzen werden. Wer eine Vor-
reiterrolle in der Transformation einnehmen will, benötigt also 
eine ausgeprägte Risikobereitschaft. Typisch für Ostdeutsch-
land scheint aber eine eher hohe Risikoscheu zu sein, weil man 
in den Zeiten gravierender Umbrüche und hoher Arbeitslosig-
keit erlebt hat, dass man – selbst ohne eigenes Zutun – sehr 
schnell auch alles verlieren kann. Für eine höhere Risikofreude 
Ostdeutscher spräche höchstens, dass man hier aufgrund ge-
ringeren Vermögens nicht so viel verlieren kann. Die geringere 
unternehmerische Initiative, die niedrigere Gründungsneigung 
und die schwächere Innovationstätigkeit im Osten sprechen 
aber eher dafür, dass dies für eine Kompensation nicht aus-
reichend ist.

Natürlich gibt es Ausnahmen, so wenn neu gegründete 
Start-ups mit einer neuen, innovativen Idee an den Markt ge-
hen. Aber auch diese benötigen für die Marktdurchdringung 
Geld, also die Bereitschaft von Kapitalgebern, sich an eben 
diesen Unternehmen zu beteiligen. Trotz aller politischen Be-
geisterung für die (wenigen) erfolgreichen Neugründungen in 
den ostdeutschen Bundesländern: Unangefochtene Start-up-
Hauptstadt Deutschlands ist Berlin, gefolgt von den großen 
westdeutschen Agglomerationszentren. Wenn es derartige 
technologieintensive Neugründungen im Osten Deutschlands 
gibt, dann am ehesten in Dresden und Leipzig – was aber eher 
dafür spricht, dass das universitäre Umfeld hier als eine spe-
zifische ostdeutsche Transformationskompetenz hierfür aus-
schlaggebend ist. Auch hier ist also kein besonderer Vorteil 
Ostdeutschlands zu erkennen.

Alles in allem: Es spricht wenig für die Vermutung, dass die 
Transformationserfahrungen der Wendezeit heute noch so weit 
tragen, dass Ostdeutschland besonders prädestiniert dafür sei, 
die anstehenden Herausforderungen besser zu bewältigen als 
andere Regionen in Deutschland. Es ist ja auch keineswegs so, 
dass die Entwicklungen in Westdeutschland über die vergan-
genen Jahrzehnte immer glatt verlaufen wären. Menschen mit 
„substanziellen Krisen- und Wandlungserfahrungen“ gibt es 
auch dort, und der Rheinische Kapitalismus hat den Menschen 
dort womöglich sogar einiges mehr an Selbstverantwortung 
abverlangt als den Menschen in Ostdeutschland, die von staat-
lichen Unterstützungsangeboten in beträchtlichem Umfang 
profitieren konnten.4 Müde von den Umbrüchen der letzten 
30 Jahren scheint es sogar so, dass die Bewahrer des Status quo 
in weiten Teilen Ostdeutschlands eher stärker vertreten sind als 
anderswo, was eine Erklärung für den größeren Zuspruch zu 
Parteien rechts von der politischen Mitte sein könnte. Gerade 
weil man in den vergangenen 30 Jahren so viele Schmähungen 
hat erleben müssen, gibt es einen gewissen Trotz gegen neuer-
liche Veränderungen und gleichzeitig die Sorge, dass „das 
Lebenswerk“ nochmals gefährdet sein könnte. Politiker und 
andere Akteure, die für sich in Anspruch nehmen, ostdeutsche 
Interessen wahrzunehmen, sollten daher eher diese Einstellun-
gen vieler Menschen in Ostdeutschland reflektieren – anstatt 
mit wohlklingenden, aber letzten Endes inhaltsarmen Aussagen 
zu einer vermeintlichen Vorreiterrolle („Der Osten als Avant-
garde“5) den Boden für neuerliche Enttäuschungen zu bereiten.

Mehr noch: Die Probleme der Transformation von Wirt-
schaft und Gesellschaft sind real, und sie sind weit größer, als 
es vielleicht den Anschein haben mag. Den Ostdeutschen eine 
hohe Transformationskompetenz zu unterstellen, würde ja be-
deuten, dass man den Erfolg der notwendigen Umstellungen 
als sicher oder zumindest als wahrscheinlich ansieht. Eine be-
sondere Unterstützung müsste nach dieser Logik somit eher 
den behäbigen Westdeutschen zukommen, die diese Transfor-
mationskompetenz nicht aufweisen. Vermutlich ist es aber 
gerade umgekehrt: Da die Schwierigkeiten der anstehenden 
Transformation im Osten eher größer ausfallen als im Westen, 
ist politisches Handeln hier eher wichtiger als in Westdeutsch-
land. Denn sonst besteht die Gefahr, dass im Zuge der Neuge-
staltung wirtschaftlicher Strukturen der Osten doch noch auf 
die Verliererseite gerät.
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1  Vgl. hierzu die Selbstdarstellung des Netzwerks unter https://netzwerk.
dritte-generation-ost.de/.

2  So Carsten Schneider bei Twitter, 4. Mai 2022 (https://twitter.com/ 
schneidercar/status/1521823286849642496)

3  Vgl. beispielhaft Valerie Schönian, „Wer das Sagen hat“, „Die Zeit“ 
16/2019, Download unter https://www.zeit.de/2019/16/ostdeutschland-
kolonialisierung-migration-stereotype-benachteiligung.

4  Vgl. zu dieser Argumentation z. B. Raj Kollmorgen, „Was hat denn Corona 
mit der DDR zu tun“, Gastbeitrag in der Thüringer Allgemeinen vom  
8. April 2020, S. 3, Download unter https://trawos.hszg.de/fileadmin/
NEU/Redaktion-TRAWOS/Meldungen/2020/kollmorgen_thueringer_allg_
april_2020.pdf.

5 So der Titel eines Buches von Wolfgang Engler, Berlin 2002.
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Lucia Stieler*

Subjektiver sozioökonomischer Status und 
Lebenszufriedenheit

Dieser Beitrag untersucht den Zusammenhang zwischen dem subjektiven sozioökonomischen Status und 
der allgemeinen Lebenszufriedenheit. Vorangegangene Studien zeigen, dass Personen mit überdurch
schnittlichem Einkommen und höherem sozioökonomischen Status zufriedener sind. Bei der Selbstein
schätzung des sozioökonomischen Status bestehen jedoch systematische Verzerrungen mit Tendenz zur 
Mitte. Dies bedeutet eine Divergenz zwischen subjektivem und objektivem Status. Mittels einer Regressions
analyse wird gezeigt, dass eine signifikante Korrelation zwischen dem subjektiven sozioökonomischen 
Status und der Zufriedenheit besteht. Dieses Ergebnis bleibt bestehen, wenn für das Haushaltseinkommen 
kontrolliert wird.

Ob Buen Vivir (dt.: Gutes Leben) in Ecuador und Bolivien, das 
Bruttonationalglück in Bhutan oder die Deutsche Regierungs-
strategie „Gut leben in Deutschland – was uns wichtig ist“ – 
eine zufriedene Bevölkerung gewinnt in Politik und Gesellschaft 
immer mehr an Bedeutung. Glück und Zufriedenheit sind auch 
ein wachsendes interdisziplinäres Forschungsgebiet. Der Zu-
sammenhang zwischen dem sozioökonomischen Status und 
der Zufriedenheit stellt einen Forschungsgegenstand der So-
zial-, Human- und Wirtschaftswissenschaften dar. Dabei ist 
zu unterscheiden, ob der objektive Status oder der subjektive 
– wahrgenommene – Status betrachtet wird. Ersteres wird 
durch Variablen wie Einkommen, Bildung oder berufliche Quali-
fikation modelliert. Der subjektive sozioökonomische Status 
(SSS) wird hingegen im Rahmen einer Befragung von den Per-
sonen selbst eingeschätzt. Die Sozial- und Humanwissenschaf-
ten stellen beispielsweise einen positiven Einfluss des SSS auf 
die Gesundheit fest (Operario et al. 2004; Demakakos et al. 
2008). Die ökonomische Glücksforschung findet einen positiven 
Zusammenhang zwischen dem objektiven sozioökonomischen 
Status (OSS) bzw. dem Einkommen und der Zufriedenheit 
(Diener et al. 1993; McBride 2001). Der SSS und der OSS gehen 
allerdings auf Grund von systematischen Fehleinschätzungen 
auseinander (Ravallion und Lokshin 1999; Cruces et al. 2013). 
In Folge dieser Diskrepanz ist eine Untersuchung des Zusam-
menhanges zwischen SSS und Zufriedenheit lohnend, der 
bislang allerdings eine Forschungslücke darstellt, die der vor-
liegende Beitrag mittels einer Regressionsanalyse schließt.

DATEN UND mETHODIK

Die verwendeten Daten entstammen dem „Deutschlandmoni-
tor“, der von der Kommission „30 Jahre Friedliche Revolution 
und Deutsche Einheit“ in Auftrag gegeben wurde und ein regio-
nal differenziertes Bild der Stimmungslagen und Einstellungen 
in der Bevölkerung in Deutschland liefern soll. Dem Daten-
satz liegen 4 069 Befragte zugrunde, dabei mindestens 250 
pro Bundesland. Das Alter der Befragten variiert zwischen 16 
und 92 Jahren.

Im Zuge dieser Befragung wurden sowohl der SSS als auch 
die Lebenszufriedenheit auf einer 10-stufigen Skala erfragt. 
Für die subjektive Einschätzung des sozioökonomischen Sta-
tus sollten sich die Befragten eine Leiter mit 10 Sprossen vor-
stellen, auf deren oberster Sprosse die Menschen mit „dem 
meisten Geld, der höchsten Bildung und z. B. den besten Jobs“ 
in Deutschland stehen. Innerhalb dieser Leiter schätzen die 
Befragten ihren Status in der deutschen Gesellschaft ein. Um 
zu prüfen, ob ein Zusammenhang zwischen dem SSS und der 
Lebenszufriedenheit besteht, wird das gängige lineare Regres-
sionsmodel OLS angewendet, wobei die Lebenszufriedenheit 
als abhängige Variable verwendet wird. Sowohl Lebenszu-
friedenheit als auch der SSS stellen kategoriale Variablen dar. 
Für die Anwendung des OLS wird ein metrisches Skalenni-
veau unterstellt. Dieses Vorgehen wurde beispielsweise in der 
Psychologie zur Erforschung des Zusammenhanges zwischen 
dem SSS und der Gesundheit angewendet (Operario et al. 2004; 
Singh-Manoux et al. 2005; Franzini und Fernandez-Esquer 2006; 
Demakakos et al. 2008).

EINFLUSSFAKTOREN AUF DIE LEBENSZUFRIEDEN
HEIT

Nach Weimann (2015) lassen sich die relevanten Einflussfak-
toren auf die Lebenszufriedenheit in zwei Gruppen unterteilen: 
beeinflussbare und nicht beeinflussbare Faktoren. Zu letzteren 
zählen Genetik, Persönlichkeit, kulturelle Prägungen, Alter und 
Gesundheit. Im Vergleich zu sozialen Aktivitäten (z. B. Freunde 
treffen), psychosozialen und sozioökonomischen Variablen 
weisen Palmore und Luikart (1972) Gesundheit als wichtigste 
Determinante für die Lebenszufriedenheit aus. Das Auftreten 
einer langfristigen Behinderung geht wie erwartet dauerhaft 
mit einer reduzierten Lebenszufriedenheit einher (Lucas 2007). 
Ebenfalls besteht ein signifikanter Zusammenhang zwischen 
der selbstevaluierten Gesundheit und der Zufriedenheit (Pal-

*  Lucia Stieler war zum Zeitpunkt des Erstellens dieses Beitrages Praktikantin 
an der Niederlassung Dresden des ifo Instituts – Leibniz-Institut für Wirt-
schaftsforschung an der Universität München e. V.
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more und Luikart 1972). Hinsichtlich der Auswirkung des Alters 
ist ein U-förmiger Verlauf der Zufriedenheit im Lebenszyklus 
mehrfach festgestellt worden: mit etwa Mitte 40 bis Anfang 
50 erreicht die Zufriedenheit ihren Tiefpunkt und steigt an-
schließend wieder (van Landeghem 2011; Blanchflower und 
Oswald 2008). Die These des U-förmigen Zufriedenheitsverlauf 
ist jedoch nicht gänzlich unumstritten. Frijters und Beatton 
(2012) argumentieren, dass der U-förmige Verlauf ein statisti-
sches Artefakt durch einen plötzlichen Anstieg der Zufrieden-
heit im Alter von etwa 60 Jahren darstellt.

Auch unsere sozialen und ökonomischen Verhältnisse wir-
ken sich auf unsere empfundene Zufriedenheit aus. Zu diesen 
– zumindest bedingt beeinflussbaren – Faktoren zählen unsere 
sozialen Kontakte, Familien- und Beziehungsstatus sowie Ein-
kommen, Arbeitslosigkeit und Status. Die Auswirkung der Ehe 
auf die Zufriedenheit ist in der langen Frist uneindeutig; Lucas 
et al. (2003) sowie Stutzer und Frey (2006) finden zwar eine er-
höhte Zufriedenheit zum Zeitpunkt der Eheschließung1, jedoch 
kehrt diese nach einigen Jahren wieder zurück auf das vorhe-
rige Niveau. Enge soziale Kontakte in der Nachbarschaft, zu 
Freunden oder durch religiöse Gruppen tragen positiv zur Le-
benszufriedenheit bei (Helliwell und Putnam 2004). Hinsichtlich 
ökonomischer Determinanten reduziert Arbeitslosigkeit die 
Zufriedenheit der Betroffenen über den Effekt des verlorenen 
Einkommens hinaus (Winkelmann und Winkelmann 1998). 
Männer leiden besonders unter einem Jobverlust (Stavrova et 
al. 2011). Einkommen und Zufriedenheit weisen tendenziell 
eine positive Korrelation auf (Weimann 2015, S. 20-21).2

FEHLEINSCHÄTZUNG DES SOZIOÖKONOmISCHEN 
STATUS

Die ökonomische Glücksforschung untersucht üblicherweise 
objektive Maße des sozioökonomischen Status. Können wir 

aber realistisch einschätzen, in welcher gesellschaftlichen Posi-
tion wir uns befinden? Ravallion und Lokshin (1999) stellen 
substanzielle Unterschiede zwischen der Wahrnehmung ihrer 
ökonomischen Situation und deren tatsächlicher Ausprägung 
fest. Während Arbeitslose ihre ökonomische Situation systema-
tisch unterschätzen, findet eine systematische Überschätzung 
bei gesunden, gut ausgebildeten Personen mit Berufstätigkeit 
statt. Cruces et al. (2013) finden eine systematische Verzer-
rung in der Wahrnehmung des eigenen Einkommensrangs, 
mit einer Tendenz der Verzerrung der Einschätzungen zur Mitte 
hin. Das heißt, dass ärmere Individuen ihr Einkommen tenden-
ziell überschätzen und reichere Individuen zur Unterschät-
zung neigen.

In den Abbildungen 1 und 2 ist die Häufigkeitsverteilung, 
hinsichtlich des SSS bzw. Haushaltseinkommens, der zugrunde 
liegenden Daten des Deutschlandmonitors dargestellt.3 Die 
Haushaltseinkommen sind wie zu erwarten eher rechtsschief, 
d. h. die große Masse der Befragten verfügt über mittlere und 
niedrige Einkommen. Die Verteilung des subjektiven sozioöko-
nomischen Status ist hingegen linksschief. Würden die Befrag-
ten sich nach ihrer Position in Einkommens- oder Vermögens-
dezilen einordnen, sollte eine gleichmäßige Verteilung über alle 
zehn Statuskategorien zu beobachten sein. Tatsächlich sortie-
ren sich aber sehr wenige Menschen im unteren Ende der Status-
leiter ein und überdurchschnittlich viele im oberen Mittefeld.

Der Vergleich der deskriptiven Häufigkeitsverteilungen legt 
nahe, dass in den vorliegenden Daten eine systematische Ver-
zerrung der Wahrnehmung des sozioökonomischen Status zur 
(oberen) Mitte besteht. Dies deckt sich mit den Ergebnissen 
von Cruces et al. (2013). Die Divergenz zwischen wahrgenom-
menem und tatsächlichem Status machen eine weitergehende 
Untersuchung der Auswirkung des SSS auf die Zufriedenheit 
lohnend.

Abb. 1
Häufigkeitsverteilung des subjektiven sozioökonomischen Status

Quelle: Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut 
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LEBENSZUFRIEDENHEIT UND SUBJEKTIVER SOZIO
ÖKONOmISCHER STATUS 

Insgesamt ergibt sich eine durchschnittliche Zufriedenheit von 
7,31 auf der 10-stufigen Skala. Abbildung 3 zeigt die durch-
schnittliche Zufriedenheit, differenziert nach der Selbstein-
stufung des SSS. Personen, die sich in einer höheren Stufe 
der Statusleiter einordnen, sind im Durchschnitt zufriedener 
mit Ihrem Leben. Dies gibt einen ersten Anhaltspunkt auf ei-

nen möglichen Zusammenhang zwischen Lebenszufrieden-
heit und SSS4.

Um auszuschließen, dass die Korrelation zwischen SSS 
und Zufriedenheit von demografischen oder sozioökonomi-
schen Merkmalen beeinflusst wird, werden Kontrollvariablen 
verwendet. Diese umfassen Geschlecht, Alter, Wohnort (Stadt 
und Land bzw. Ost- und Westdeutschland), Familienstand, 
Arbeitslosigkeit, Schulabschluss, Religiosität5 und das Haus-
haltseinkommen sowie die Haushaltsgröße. Das Ergebnis der 

Abb. 2
Häufigkeitsverteilung des Netto-Haushaltseinkommen in Euro

Quelle: Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut 
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Abb. 3
Durchschnittliche Lebenszufriedenheit je Stufe des subjektiven sozioökonomischen Status

Quelle: Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts. © ifo Institut 
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Regression bestätigt größtenteils die bisherigen Ergebnisse 
der Glücksforschung. Wie erwartet findet sich ein negativer 
Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Zufriedenheit, 
während eine positive Korrelation zwischen Zufriedenheit und 
dem weiblichen Geschlecht, einer Ehe und dem Haushaltsein-
kommen besteht. Ebenfalls lassen sich die Forschungsergeb-
nisse hinsichtlich des U-förmigen Verlaufs der Zufriedenheit im 
Lebenszyklus reproduzieren – die Altersgruppen 18 bis 29 Jahre 
und 50 Jahre aufwärts sind signifikant glücklicher als die mittle-
re Altersgruppe. Als statistisch nicht signifikant erweisen sich 
der Wohnort (sowohl hinsichtlich Stadt/Land als auch Ost-/
Westdeutschland), Schulabschluss und die Zugehörigkeit zu 
einer Religion. Die multiple Regressionsanalyse ergibt einen 
Koeffizienten von 0,324 für den SSS. Das entspricht einem An-
stieg der Zufriedenheit um 0,324 auf der 10-stufigen Zufrieden-
heitsleiter, wenn sich der SSS um eine Sprosse auf der Leiter 
des wahrgenommen sozioökonomischen Status erhöht.

Tab. 1
Multiple Regressionsanalyse 

Regressionsmodell

Abhängige Variable Lebenszufriedenheit

Subjektiver sozioökonomischer  
Status

.324***
(.019)

Konstante 4.776***
(.181)

Kontrollvariablen Ja

Beobachtungen 3 633

Bereinigtes R² .210

Anmerkung: Kontrolliert für Geschlecht, Westdeutschland, Alter, Stadt, 
Ehestatus, Arbeitslosigkeit, Schulabschluss, Religiosität, Haushalts-
einkommen, Haushaltsgröße. ***p < 0.01

Quelle: Berechnungen des ifo Instituts. © ifo Institut 

Auch bei Kontrolle für demografische und sozioökono-
mischen Faktoren, zeigt das Regressionsmodel eine positive 
Korrelation zwischen dem SSS und der Lebenszufriedenheit. 
Die Ergebnisse legen nahe, dass der SSS einen Effekt auf die 
Zufriedenheit hat, der über den OSS hinausgeht, da das Haus-
haltseinkommen Teil der Kontrollvariablen ist. Diese These 
wird durch die empirische Evidenz für den Unterschied zwi-
schen wahrgenommener (SSS) und tatsächlicher gesellschaft-
licher Position gestützt (OSS).

FAZIT

Die Auswirkungen der Wahrnehmung der sozioökonomischen 
Lebensumstände auf die Zufriedenheit stellen bislang ein we-
nig erforschtes Teilgebiet der ökonomischen Glücksforschung 
dar. Die Regressionsanalyse bestätigt die Hypothese, dass eine 
positive Korrelation zwischen dem SSS und der Lebenszufrie-
denheit besteht. Der Bestand dieses Zusammenhanges bei der 
Kontrolle für das Haushaltseinkommen legt nahe, dass der 
SSS einen eigenständigen Einfluss auf die Zufriedenheit hat, 
unabhängig von dem OSS. Eine mögliche Erklärung dafür liefert 

die empirische Evidenz für Fehleinschätzungen der eigenen 
gesellschaftlichen Position. Aus diesem Beitrag lassen sich 
zwei interessante weiterführende Forschungsfragen ableiten: 
Welche Faktoren beeinflussen die Divergenz zwischen sub-
jektivem und objektivem Status? Ist der Erklärungsgehalt des 
SSS für die Lebenszufriedenheit größer als der des OSS? Zu-
dem sollte der OSS als Kontrollvariable nicht nur durch das 
Haushaltseinkommen modelliert werden. Lohnend wäre hier 
eine differenziertere Darstellung, beispielsweise unter Mitein-
beziehung von Besitztümern und der beruflichen Qualifikation. 
Abschließend lässt sich festhalten, dass der vorliegende Bei-
trag das Potenzial für die differenzierte Untersuchung des 
sozioökonomischen Status und dessen Wahrnehmung auf 
die Lebenszufriedenheit aufzeigt.
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Niels Gillmann und Ernst Glöckner*

ifo Konjunkturumfragen Ostdeutschland 
und Sachsen

Das ifo Geschäftsklima Ostdeutschland basiert auf ca. 1 700 monatlichen Meldungen von Unternehmen, 
von denen ca. 500 aus Sachsen stammen. Die Befragungsteilnehmer*innen kommen aus dem Verarbeitenden 
Gewerbe, dem Dienstleistungssektor, dem Handel und dem Bauhauptgewerbe. Die Unternehmer*innen 
werden gebeten, ihre gegenwärtige Geschäftslage zu beurteilen und ihre Erwartungen für die nächsten 
sechs Monate mitzuteilen.

*  Niels Gillmann und Ernst Glöckner sind Doktoranden an der Niederlassung 
Dresden des ifo Instituts – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung München 
an der Universität München e. V.

Abb. 1
ifo Geschäftsklima Ostdeutschland und Sachsen (2015 = 100, saisonbereinigt)

Ostdeutschland
Indexwerte, 2015 = 100  Geschäftsklima  Geschäftslage  Geschäftserwartungen

Quelle: ifo Konjunkturumfragen, Mai 2022. © ifo Institut
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Ostdeutschland
  Verarbeitendes Gewerbe  Bauhauptgewerbe

Salden  Handel  Dienstleistungssektor

Abb. 3
ifo Beschäftigungserwartungen (Salden, saisonbereinigt und geglättet)

Abb. 2
ifo Geschäftsklima nach Wirtschaftsbereichen (Salden, saisonbereinigt und geglättet)

Quelle: ifo Konjunkturumfragen, Mai 2022. © ifo Institut
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Abb. 4
Ausgewählte Indikatoren aus dem ifo Konjunkturtest für Ostdeutschland und Sachsen
Saisonbereinigt (außer Handelsumsätze) und geglättet

Quelle: ifo Konjunkturumfragen, Mai 2022. © ifo Institut
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ifo Veranstaltungen

Im Rahmen der OnlineDiskussionsreihe „60 minuten“ findet 
am 12. Juli 2022 eine Diskussion zum Thema „Bedingungsloses 
Grundeinkommen“ statt. Die Serie wird von der Technischen 
Universität Dresden mit Unterstützung der ifo Niederlassung 
Dresden veranstaltet. Impulsvorträge halten Prof. Dr. Ronnie 
Schöb (FU Berlin, Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, Lehr-
stuhl für Finanzwissenschaft), Prof. Dr. Jürgen Schupp (DIW 
Berlin, Infrastruktureinrichtung „Sozio-oekonomisches Panel“) 
und Prof. Dr. Jürgen Wegge (TU Dresden, Fakultät Psychologie, 
Professur für Arbeits- und Organisationspsychologie).

Am 8./9. September 2022 findet der 12th ifo Dresden Workshop 
on Regional Economics statt. Forschungsarbeiten zu den fol-

genden Themen sollen vorgestellt werden:
– Regionaler Strukturwandel,
– Politische Ökonomie,
– Wirtschaftsgeschichte sowie
– Öffentliche Finanzen.
Der jährlich stattfindende Workshop wird gemeinsam von 
der Dresdner Niederlassung des ifo Instituts, der Technischen 
Universität Dresden und der Technischen Universität Braun-
schweig veranstaltet.

Weiterführende Informationen zu diesen Veranstaltungen finden 
Sie auf der Homepage von ifo Dresden (www.ifo-dresden.de) 
unter der Rubrik Veranstaltungen.
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Stiftung, Landesbüro Sachsen-Anhalt, Magdeburg, S. 52-58.

Ragnitz, Joachim (2022), „Energiewende und Kohleausstieg“, 
ifo Schnelldienst 75 (05), S. 06-10.

Ragnitz, Joachim (2022), „Länderhaushalte bis 2035: Große 
Herausforderungen, wenig Handlungsspielraum“, in: Buller-
jahn, Jens, Thöne, Michael und Ringo Wagner (Hrsg.), Deutsch-
land und sein Geld – Öffentliche Finanzen zwischen Anspruch, 
Alltag und Krisen, Friedrich-Ebert-Stiftung, Landesbüro Sach-
sen-Anhalt, Magdeburg, S. 342-351.

Thum, Marcel (2022), „Mit einem zu rasch steigenden Mindest-
lohn schneiden wir das Arbeitsmarktsegment für geringqualifi-
zierte Menschen weg“, Forum Arbeit, Das Magazin der Bundes-
arbeitsgemeinschaft Arbeit e. V., Nr. 01/2022, S. 16-18.

ifo Vorträge

Thum, Marcel, „Rohstoffe, Sanktionen und die Wirtschaft – 
Die Folgen des Kriegs in der Ukraine“, Industrieclub Sachsen, 
13. April 2022, Dresden.

Ragnitz, Joachim, „Zukunft der Rente“, Impulsreferat zu einem 
Online-Gespräch der Jungen Union Bayern, 20. April 2022.

Ragnitz, Joachim, „Dulig im Dialog I Konkret – Wirtschafts- und 
energiepolitische Konsequenzen des Ukraine-Kriegs?“, Diskus-
sionsrunde mit Martin Dulig, Sächsischer Staatsminister für 
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, Wolfram Günther, Sächsischer 

Staatsminister für Energie, Klimaschutz, Umwelt und Landwirt-
schaft, Dr. Kathrin Kadner, Geschäftsführerin des Netzbetrei-
bers SachsenNetze GmbH und Prof. Joachim Ragnitz, stellver-
tretender Geschäftsführer der Niederlassung Dresden des ifo 
Instituts, 2. Mai 2022, Dresden, Download unter https://www.
youtube.com/watch?v=ySLjqRobK40.

Ragnitz, Joachim, „Corona, Ukrainekrieg, Demographie – Was 
sind die Folgen für die (ost-)deutsche Wirtschaft?“, Vortrag an-
lässlich des 18. Schweriner Arbeitsmarktfrühstücks, 13. Mai 
2022, Schwerin.
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ifo in den Medien (Auswahl)

„Weniger ‚stille Heimgänge‘ in Sachsen – Trotz der Pandemie 
sind auch die Gewerbeanmeldungen rückläufig – wie die Plei-
ten. Experten rätseln“, Joachim Ragnitz, Sächsische Zeitung, 
www.saechsische.de, 30. März 2022, S. 19.

„ifo Geschäftsklima Ostdeutschland bricht ein“, Pressemittei-
lung des ifo Instituts, Niederlassung Dresden, 30. März 2022.

„Schlechte Stimmung in der Wirtschaft – Inflation steigt ra-
sant an“, ifo Institut, Niederlassung Dresden, Radio Dresden, 
www.radiodresden.de, 30. März 2022.

„Ostdeutschland und die Raumschiffe – Tesla, Intel, Volkswa-
gen und Bosch: Im Osten entstehen viele Hightech-Fabriken. 
Profitiert davon die ganze Region oder werden die Neuan-
siedlungen zu Fremdkörpern?“, Joachim Ragnitz, Süddeutsche 
Zeitung, 31. März 2022, S. 18.

„Preisanstieg im Supermarkt: Was können Verbraucher tun? – 
Viele Lebensmittel sind seit Montag teurer geworden. Tipps 
zum Sparen gibt es, doch die Inflation steigt weiter. Die Tafeln 
erleben einen Andrang“, Joachim Ragnitz, Dresdner Neueste 
Nachrichten, 5. April 2022, S. 1.

„Vorjohann will Schulden langsamer abstottern – Sachsens Koa-
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